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Stand der Integration 


1- Das herausragende Ereignis der zurückliegen- 
den Monate war die Konferenz der Staats- und 
Regierungschefs der Sechs am 1./2. Dezember 1969 
in Den Haag. Die Bedeutung dieses Treffens lag 
vor allem in dem einmütigen Entschluß der Part- 
ner, das europäische Einigungswerk mit gesteiger- 
tem Nachdruck fortzusetzen, die Zollunion zur 
Wirtschafts- und Währungsunion auszubauen und 
die Gemeinschaft durch Aufnahme dritter Staaten 
zu erweitern. Vollendung, Vertiefung und Erwei- 
terung waren die Ziele, auf die die künftigen Arbei- 
ten sich konzentrieren sollten. Damit kam neue 
Bewegung in die Europapolitik. 

Der Entschluß der Staats- und Regierungschefs, am 
31. Dezember 1969 die Übergangszeit der Gemein- 
schaft zu beenden, war weniger Ausdruck der 
Überzeugung, daß der Gemeinsame Markt im Sinne 
des EWG-Vertrags in der 12jährigen Übergangszeit 
tatsächlich voll verwirklicht worden war. Es ist zu 
offensichtlich, daß auf dem Gebiet der Sechs noch 
keine echten binnenmarktähnlichen Verhältnisse 
herrschen. Vielmehr sollte der Weg zur nächsten 
Phase der Wirtschaftsintegration eröffnet werden, 
in der neben der Beseitigung der noch verbleiben- 
den Hemmnisse des Freiverkehrs vor allem die 
Volkswirtschaften der Sechs durch eine Harmoni- 
sierung und - soweit notwendig - Vergemeinschaf- 
tung der Politiken zusammengeführt werden müs- 
sen. 

Vollendung, Vertiefung und Erweiterung der Ge- 
meinschaft stehen in einem engen sachlichen Zusam- 
menhang. Ein wirksamer Ausbau der Gemeinschaft 
ist nur möglich, wenn Fortschritte in allen drei 
Bereichen erzielt werden. 

2 . Ein wesentliches Element der Vollendung der 
Gemeinschaft war die Entscheidung über das 
Finanz- und Agrarpaket, das neben der Übertragung 
eigener Einnahmen, der Erweiterung der Haushalts- 
befugnisse des Europäischen Parlaments auch die 
Probleme der Tabak- und der Weinmarktordnung i 
umfaßt. Auf der Grundlage der Beschlüsse der 
Gipfelkonferenz gelang es dem Rat im Februar, 
Regelungen aufzustellen, die den Interessen aller 
Partner in angemessener Weise Rechnung tragen. 
Eine endgültige Verabschiedung des Finanz- und 
Agrarpakets scheiterte bisher allerdings noch an 
einigen kontroversen Fragen der Weinmarktord- 
nung. 

Mit der Endphase der Gemeinschaft war eine 
Finanzierung durch Finanzbeiträge der Mitglied- 
staaten nicht mehr vereinbar. Die Gemeinschaft er- 
hält daher durch Übertragung der bisher noch natio- 
naler Zuständigkeit unterliegenden Abschöpfungen 
und Zölle sowie eines Teils des Mehrwertsteuer- 
aufkommens eigene Einnahmen und damit finan- 
zielle Selbstverantwortung. Ein Vergleich der Lasten 


des neuen Finanzsystems mit den Verpflichtungen 
des alten wird künftig nur noch beschränkt möglich 
sein. In einem Binnenmarkt ohne Zollgrenzen kön- 
nen Zölle und Abschöpfungen den einzelnen Mit- 
gliedstaaten nicht mehr zugerechnet werden. 



ökonomischen Faktoren und ist im ganzen befriedi- 
gend. Es muß vor allem auch in seiner Verknüp- 
fung mit der Eröffnung von Beitrittsverhandlungen 
gesehen werden. 

Für den wichtigen Komplex der Beherrschung der 
Agrarmärkte und das damit verbundene Problem 
der Beschränkung der finanziellen Lasten konnte 
dagegen noch keine Lösung gefunden werden. Eine 
Einschränkung der Ausgaben über die Einnahme- 
seite des Gesamthaushalts war nicht möglich. 
Ebensowenig kam eine Begrenzung der Abteilung 
Garantie des EAGFL in Betracht. Nur Maßnahmen 
zur Herbeiführung eines Marktgleichgewichtes im 
Agrarbereich, u. a. auch durch entsprechende Aus- 
gestaltung der Ausgabetatbestände, können hier 
Abhilfe schaffen. Die Minister suchen im Rat in 
intensivem Bemühen nach Wegen zur Beherrschung 
der Produktion; eine Lösung zeichnet sich aber noch 
nicht ab. Auch die noch offene Frage der Festset- 
zung neuer Agrarpreise ist damit eng verknüpft. 

3 . Mit der Finanzregelung wurde zugleich eine 
Ausweitung der Haushaltsbefugnisse des Europäi- 
schen Parlaments beschlossen. Für die Bundesrepu- 
blik war die Stärkung der Rolle des Parlaments im 
Haushaltsverfahren ein notwendiges Gegenstück 
zur finanziellen Eigenverantwortung der Gemein- 
schaft und damit eine Voraussetzung für die deut- 
sche Zustimmung zur Finanzverfassung. Ab 1975 
wird die Schlußentscheidung über den Gemein- 
schaftshaushalt beim Parlament liegen, das aller- 
dings an die materielle Rechtssetzung des Rates ge- 
bunden bleibt. Bereits in der Interimszeit bis 1975 
hat das Europäische Parlament volle Autonomie für 
seinen eigenen Haushalt. 

Hierin liegt nach deutscher Auffassung ein bedeu- 
tender Schritt in Richtung auf einen weiteren Aus- 
bau des demokratisch parlamentarischen Systems 
der Gemeinschaften. 

4 . Das zentrale Problem der Vertiefung der Ge- 
meinschaft und ihres weiteren inneren Ausbaus ist 
die Fortentwicklung zur Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion. Angesichts der engen Verflechtung der 
Volkswirtschaften der Sechs ist eine Wirtschafts- 
und Währungsunion erforderlich, um ökonomische 
Ungleichgewichte und desintegrierende Wirkungen 
für die Gesamtentwicklung der Gemeinschaft zu 
verhindern. Nur durch eine gemeinsame Politik der 
Stabilität und des Wachstums können die wirtschaft- 
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liehen Kräfte Europas voll genutzt werden. Eine ; 
Wirtschafts- und Währungsunion ist zugleich eine j 
entscheidende Voraussetzung für eine politische j 
Integration und für die Stärkung der Wirtschaft- j 
liehen und politischen Position Europas in der Welt, j 

Die Bemühungen um eine Koordinierung und Har- 
monisierung der Wirtschafts- und Währungspolitik 
reichen weit zurück. Der entscheidende Anstoß für 
die weitere Entwicklung erfolgte auf der Gipfel- 
konferenz. Auf Anregung von Bundeskanzler 
Brandt beschlossen die Staats- und Regierungs- 
chefs, einen Stufenplan für die Verwirklichung der 
Wirtschafts- und Währungsunion ausarbeiten zu 
lassen. Die deutschen Vorstellungen für die schritt- 
weise Verwirklichung einer Gemeinschaft der Stabi- 1 
lität und des Wachstums wurden in dem Memoran- 
dum vom 12. Februar 1970 vorgelegt. Der Rat 
beauftragte inzwischen einen besonderen Ausschuß 
unter Vorsitz des luxemburgischen Ministerpräsi- 
denten Werner, Vorstellungen für einen gemein- 
samen Plan zu erarbeiten. Der Ausschuß ist am 
20. März 1970 erstmals zusammengetreten. Er wird 
bis Ende Mai dem Rat einen ersten Bericht vor- 
legen. 

5 . Nach den Zielvorstellungen der Bundesrepublik 
soll die Vertiefung der Gemeinschaft durch einen 
intensiven Ausbau der wirtschaftlichen Beziehun- 
gen zu Drittstaaten ergänzt werden. Die Bundes- 
regierung strebt daher nach einer weltoffenen ge- 
meinschaftlichen Handelspolitik. Nach guten Fort- 
schritten im Bereich formeller Regelungen wird das 
Schwergewicht künftig auf der Vereinheitlichung 
der materiellen Handelspolitik liegen. 

In jüngster Zeit ist die Handelspolitik der Gemein- 
schaft, insbesondere die Gewährung von Zoll- 
präferenzen, bei anderen Handelspartnern verstärkt 
auf Kritik gestoßen. Das Spannungsverhältnis 
zwischen dem Prinzip einer weltweiten Meistbegün- j 
stigung des GATT und präferenziellen Sonderrege- | 
lungen ist seit langem ein Grundproblem der Ge- 
meinschaft. 

i 

Die Bundesrepublik hat Bedeutung und Rolle des i 
GATT stets hoch bewertet und ihm eine umfassende 
Funktion beigemessen. Über die Förderung des 
Welthandels durch Abbau von Zöllen und sonstigen 
Handelshemmnissen hinaus sieht sie im GATT ein 
wirksames Instrument, über die Ausweitung des 
Handels zum Ausgleich von Spannungen in der 
Welt beizutragen. Sie hat daher alle Bemühungen ; 
zur Durchführung von Zollsenkungsrunden unter- 
stützt und ist immer dafür eingetreten, daß auch die 
Gemeinschaft an den Arbeiten des GATT, wie etwa 1 
im Rahmen des anlaufenden Programms zur weite- 
ren Liberalisierung des Welthandels, aktiv teil- 
nimmt. 


Bestimmte Assoziierungen und präferenzielle Ab- 
kommen sind aber auch nach Ansicht der Bundes- 
republik erforderlich und angemessen, um den be- 
sonderen Beziehungen einer begrenzten Anzahl von 
Ländern und Gebieten zur Gemeinschaft Rechnung 
zu tragen. Die Bundesrepublik hat sich aber auch 
in den Verhandlungen mit Spanien und Israel über 
den Abschluß präferenzieller Abkommen, die im 
Falle Spaniens bereits beendet sind und bei Israel 
kurz vor ihrem Ende stehen, für die Beachtung der 
GATT-Konformität eingesetzt. Sie hofft, daß auch 
diese Abkommen im Hinblick auf die besondere 
Problematik der Außenbeziehungen der Gemein- 
schaft das Verständnis der Handelspartner im GATT 
finden werden. 

6 . Ein bedeutender, insbesondere auch von der 
Bundesrepublik angestrebter Erfolg der Gipfelkon- 
ferenz war die Vereinbarung der Staats- und Re- 
gierungschefs, der Eröffnung von Verhandlungen 
zwischen der Gemeinschaft und den beitrittswilligen 
Staaten zuzustimmen. Der Gemeinschaft wird damit 
die Möglichkeit geboten, durch Erweiterung neue 
integrationspolitische Impulse zu gewinnen und eine 
den wirtschaftlichen, politischen und geographischen 
Bedingungen in Europa besser entsprechende Ge- 
stalt zu finden. Auch im Hinblick auf die Erweite- 
rung durch neue Mitglieder ist der innere Ausbau 
von besonderer Bedeutung. 

Im Vertrauen auf das in Den Haag erzielte Ein- 
verständnis kann erwartet werden, daß die Beitritts- 
verhandlungen Mitte dieses Jahres aufgenommen 
werden können. Die Bundesregierung wird zu einer 
zügigen Vorbereitung und Durchführung der Ver- 
handlungen beitragen. 

Zahl und Ausmaß der Probleme dürfen nicht unter- 
schätzt werden. Die Meinungsbildung unter den 
Sechs sowie das Ergebnis bilaterialer Kontakte be- 
rechtigen aber zu der Annahme, daß ein angemes- 
sener Interessenausgleich unter Wahrung des In- 
tegrationsstandes möglich sein wird. 

Für die EFTA-Länder, die insbesondere aus politi- 
schen Gründen der Gemeinschaft nicht beitreten 
können, werden Formen einer Verbindung gefun- 
den werden müssen, die der Bedeutung dieser Län- 
der in Europa Rechnung tragen und gleichzeitig 
mit den Beitritten in Kraft treten. Dadurch soll auch 
sichergestellt werden, daß in Europa bereits nieder- 
gelegte Handelsschranken nicht erneut errichtet 
werden. 

Darüber hinaus wird die Gemeinschaft auch hier 
ihre Beziehungen zur übrigen Welt im Auge behal- 
ten und für eine störungsfreie Eingliederung der 
erweiterten Gemeinschaft in die Weltwirtschaft und 
seine traditionellen Ströme Sorge tragen müssen. 
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Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 


I. Freier Warenverkehr 

7 . Seit dem 1. Januar 1970 ist die Zollunion auch 
auf dem Agrargebiet voll verwirklicht. Die rest- 
lichen landwirtschaftlichen Binnenzölle der von 
Marktordnungen nicht erfaßten Waren sind weg- ! 
gefallen, die entsprechenden Außenzölle an den 
Gemeinsamen Außentarif voll angeglichen. Damit 
besteht jetzt im landwirtschaftlichen und gewerb- 
lichen Bereich zollfreier Warenverkehr innerhalb 
der Gemeinschaft und ein gemeinsamer Außen- 
schutz. 

8 . Im Rahmen der Zollrechtsharmonisierung trat 
am 1. Januar 1970 die Ratsverordnung über das 
gemeinschaftliche Versandverfahren in Kraft. Zur 
Durchführung dieser Verordnung ergingen eine j 
Reihe von Kommissionsverordnungen, die u. a. 
Sonderregelungen zur Vermeidung von Ubergangs- 
schwierigkeiten zum Inhalt haben und die prakti- 
sche Anwendung erleichtern sollen. Die in einigen 
Rechtsakten der Gemeinschaft eingesetzten Aus- 
schüsse befaßten sich mit der Ausarbeitung von 
weiteren Durchführungsverordnungen zur Konsoli- 
dierung des erreichten Harmonisierungsstandes. 

9 . Zur Beseitigung der restlichen bei Inkrafttreten 
des Vertrages bestehenden Maßnahmen gleicher 
Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen im 
innergemeinschaftlichen Warenverkehr erließ die 
Kommission zwei Richtlinien. Durch sie sollten Dis- 
kriminierungen infolge unterschiedlicher Absatz- 
bedingungen für eingeführte und einheimische Er- 
zeugnisse sowie Diskriminierungen im Bereich der I 
öffentlichen Lieferaufträge beseitigt werden. Da der- 1 
artige Beschränkungen mit Ablauf der Übergangs- 
zeit ab 1. Januar 1970 unmittelbar auf Grund des 
Vertrages untersagt sind, kommt den Richtlinien 
nur noch Bedeutung für die Vertragsauslegung zu. 

10 . Die Kommission erließ ferner Empfehlungen 
zur Umformung staatlicher Handelsmonopole in 
den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 37 EWG-Ver- 
trag. Diese Vorschrift sieht vor, daß am Ende der 
Übergangszeit jede Diskriminierung in den Ver- 1 
sorgungs- und Absatzbedingungen zwischen den 
Angehörigen der Mitgliedstaaten ausgeschlossen 
ist. Die Empfehlungen richten sich an Frankreich für 
Streichhölzer, Thomasschlacke, Kali, Alkohol, Pulver 
und sonstige Sprengstoffe sowie Erdöl und Erdöl- 
erzeugnisse; an Italien für Streichhölzer, Feuer- 
zeuge, Zigarettenpapier, Feuersteine, Salz sowie an 
die Bundesrepublik für Alkohol. Die betroffenen 
Mitgliedstaaten werden aufgefordert, den inner- 
gemeinschaftlichen Handel mit den genannten Er- 
zeugnissen zu liberalisieren. 


Zur Umformung des deutschen Branntweinmonopols 
empfahl die Kommission, bei der Einfuhr von 
Branntwein und anderen alkoholischen Getränken 
aus Mitgliedstaaten auf eine Kontingentierung zu 
verzichten. Bis zum Inkrafttreten einer gemein- 
samen Marktorganisation für Agraralkohol soll es 
der Bundesrepublik gestattet sein, Ausgleichs- 
abgaben zu erheben, um den unterschiedlichen 
Alkoholpreisen in der Gemeinschaft begegnen 
und den Schutz der landwirtschaftlichen Erzeuger 
gewährleisten zu können. Chemisch erzeugter Alko- 
hol soll ebenfalls frei eingeführt werden; auch hier- 
für sind Ausgleichsabgaben und außerdem Verwen- 
dungsbeschränkungen auf bestimmte Industrie- 
zweige vorgesehen. 

Die Bundesregierung prüft, inwieweit der Emp- 
fehlung der Kommission entsprochen werden kann. 
Für Tabakwaren verpflichteten sich die französische 
und italienische Regierung in einer Ratsentschlie- 
ßung vom 6. März 1970, die sich aus den Tabak- 
monopolen ergebenden Diskriminierungen - nach 
mündlicher Zusage bis zum 1. Januar 1971 - zu 
beseitigen sowie die Ausschließlichkeitsrechte für 
die Einfuhr und den Vertrieb von Tabakwaren im 
Großhandel spätestens bis zum 1. Januar 1976 auf- 
zuheben. 


II. Agrarmarkt 1 ) 

Auswirkungen der DM-Aufwertung 

11 . Die am 24. Oktober 1969 verkündete Auf- 
wertung der DM um 9,29 °/o hatte für die deutsche 
Landwirtschaft zur Folge gehabt, daß die in Rech- 
nungseinheiten (RE) festgelegten EWG-Agrarpreise 
in der Bundesrepublik Deutschland (BRD) automa- 
tisch um einen Satz von 8,5 °/o gesunken sind. Um 
eine Einkommensminderung zu verhindern, bean- 
tragte die Bundesregierung bei der Kommission 
zunächst Schutzmaßnahmen nach Artikel 226 
EWG-V. Die Bundesrepublik wurde daraufhin durch 
die Kommission zunächst für einen Zeitraum von 
sechs Wochen, dann bis zum Jahresende 1969 er- 
mächtigt, ein System von Ausgleichsmaßnahmen 
anzuwenden. Die Agrareinfuhren aus Mitglied- 
staaten und aus Drittländern durften durch Zusatz- 
beträge in Höhe des Aufwertungssatzes von 9,29 °/o 
belastet, die Agrarausfuhren nach Mitgliedstaaten 
und nach Drittländern in gleicher Höhe subven- 
tioniert werden; außerdem wurden die nach der 
Aufwertung der DM in der Bundesrepublik gezahl- 
ten Interventions- und Ankaufspreise sowie Ver- 
gütungen der verschiedenen Agrarmarktorganisa- 

i) Über die Auswirkungen der EWG-Marktorganisatio- 
nen erstattet die Bundesregierung jährlich einen be- 
sonderen Bericht. 
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tionen für den genannten Zeitraum in RE um 
9,29% erhöht. Dadurch wurde bis zum Jahresende 
1969 das vor der DM-Aufwertung geltende Agrar- 
preisniveau praktisch aufrechterhalten, und dro- 
hende Einkommensverluste konnten im wesent- 
lichen von der deutschen Landwirtschaft abgewen- ' 
det werden. 

12 . Seit 1. Januar 1970 schlägt infolge Fortfalls der ■ 
vorübergehend zugestandenen Ausgleichsmaßnah- , 
men das neue Wertverhältnis der RE zur DM voll | 
auf die in der Bundesrepublik geltenden EWG- , 
Agrarpreise durch. Die Bundesregierung hat als 
Folge der DM-Aufwertung einen jährlichen Einkom- 
mensausfall der deutschen Landwirtschaft von ; 
1,7 Mrd. DM errechnet. Nach langwierigen und 
äußerst zähen Verhandlungen beschloß der Rat, die 
Bundesrepublik für die Jahre 1970 bis 1973 zur 
Zahlung dieses vollen Verlustausgleichs zu ermäch- 
tigen. Der Ausgleich wird größtenteils aus Mitteln , 
des Bundeshaushalts gewährt. 780 Mio DM fließen 
der Landwirtschaft über eine besondere Mehrwert- 
steuerregelung auf der Grundlage eines bereits ; 
ergangenen Gesetzes zu. Die restlichen 920 Mio DM 
sollen aufgrund des Durchführungsgesetzes zum 
Aufwertungsausgleichsgesetz verteilt werden, das 
inzwischen vom Kabinett verabschiedet wurde und 
nunmehr dem Parlament zur Beratung vorliegt. Die 
Gemeinschaft beteiligt sich an diesem Ausgleich 
mit 90 Mio RE im Rahmen des Haushalts 1971 und 
mit 60 Mio RE im Jahre 1972. über eine Gemein- 
schaftsbeteiligung bis zu 30 Mio RE im Jahre 1973 
wird der Rat nach Prüfung der Finanzlage der Ab- 
teilung „Garantie" des EAGFL zu einem späteren 
Zeitpunkt entscheiden. Der Rat wird darüber hin- 
aus vor Ende 1973 anhand eines Berichtes der Kom- 
mission beschließen, ob und welche Maßnahmen 
zugunsten der deutschen Landwirtschaft dann noch 
erforderlich sind. 

Ende der Übergangszeit 

13 . Politische Voraussetzung für die Beendigung 
der Übergangszeit des EWG-Vertrages am 31. De- 
zember 1969 war neben der Einigung des Rates 
über die endgültige Finanzverfassung der Gemein- 
schaft die Aufstellung von Gemeinschaftsregeln für 
bisher noch nicht von gemeinsamen Marktorganisa- 
tionen erfaßte Agrarerzeugnisse. Kurz vor Jahres- 
ende verabschiedete der Rat zusammen mit den 
wesentlichen Teilen der endgültigen Finanzverfas- 
sung Grundsatzbeschlüsse über EWG-Marktorgani- 
sationen für Wein, Tabak und für den Fischsektor. 
Für einige landwirtschaftliche Erzeugnisse, die noch 
nicht von einer gemeinsamen Marktregelung erfaßt 
sind, beschloß der Rat eine einjährige Übergangs- 
zeit, während der einige Mitgliedstaaten bestimmte 
Mindestpreisregelungen aufrechterhalten bzw. für 
einige Erzeugnisse (z. B. Fischereierzeugnisse, 
Pflanzkartoffeln und Essig) Grenzausgleichsabgaben 
erheben können. Im übrigen bleiben bei Erzeug- 
nissen, die nationalen Marktorganisationen unter- 
liegen (z. B. Wein und Trinkmilch), die jetzigen 
Schutzmaßnahmen der Mitgliedstaaten bis zur Ver- 
abschiedung gemeinschaftlicher Regeln in Kraft. 


Marktordnungen 

14 . In besonders engem Zusammenhang mit der 
endgültigen Finanzverfassung der Gemeinschaft 
stand die Marktordnung für Tabak, mit der die 
Monopol- und Steuerfragen eng verknüpft sind. 
Der landwirtschaftliche Teil dieser Marktorganisa- 
tion sieht bestimmte Maßnahmen vor, durch die die 
Produktion der Gemeinschaft in Grenzen gehalten 
werden soll. Bei einer Anwendung der auch in 
diese Marktordnung eingebauten Schutzklausel 
gegenüber Drittlandseinfuhren muß nach einer 
Protokollerklärung des Rates berücksichtigt wer- 
den, daß die Industriebetriebe mehrerer Mitglied- 
staaten den größten Teil ihres Bedarfs an Roh- 
tabak aus dritten Ländern einführen und die Ver- 
brauchsstruktur der Gemeinschaft nicht zwangs- 
weise geändert werden darf. Insbesondere diese 
Einschränkungen erleichterten der Bundesregierung 
die Zustimmung zu der in Aussicht genommenen 
Regelung. 

15 . Große Schwierigkeiten bereitete die vorge- 
sehene gemeinsame Marktorganisation für Wein, 
an der Italien und Frankreich als die großen Wein- 
erzeugungsländer der Gemeinschaft stark interes- 
siert sind. Um die Interessen der deutschen Wein- 
wirtschaft zu wahren und um der Entstehung von 
Überschüssen auch bei Wein und damit für die 
Zukunft nicht auszuschließenden weiteren finan- 
ziellen Belastungen der Gemeinschaft entgegenzu- 
wirken, forderte die Bundesregierung im Rat: 

- eine wirksame Anbauregelung; 

- Interventionen nur bei Anbaukontrolle und nur 
unter besonderen Voraussetzungen; 

- Berücksichtigung der besonderen Bedingungen 
des deutschen Weinanbaus im Hinblick auf die 
Weinbereitungsvorschriften ; 

- sowie eine möglichst liberale Drittlandsregelung. 

Italien widersetzte sich jeglicher Anbaukontrolle; 
Frankreich und Italien forderten darüber hinaus 
eine restriktive Politik gegenüber Drittlandsein- 
fuhren. Die Bundesregierung konnte im Rat schließ- 
lich eine dem deutschen Anliegen nahekommende 
Regelung der Anreicherungsmöglichkeiten für 
Wein in nördlichen Anbaugebieten der Gemein- 
schaft und hinsichtlich der Anbaukontrolle die Auf- 
nahme einer Verpflichtung erreichen, daß im Falle 
von strukturellen Überschüssen bei Wein die 
Gemeinschaft geeignete Maßnahmen zu ihrer Be- 
seitigung treffen kann. Außerdem setzte die Bun- 
desregierung im Rat durch, daß Möglichkeiten zur 
Beschränkung von Interventionen auf dem Wein- 
sektor vorgesehen werden. Wichtige Fragen sind 
allerdings noch offen. Umstritten ist insbesondere, 
ob die Weinbereitungsvorschriften in die Markt- 
ordnung aufgenommen oder die nationalen Vor- 
schriften harmonisiert werden sollen. 

16 . Auf dem Fischereisektor beschloß der Rat, vor 
dem 30. April 1970 die für die Schaffung einer ge- 
meinsamen Fischereipolitik notwendigen Grundver- 
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Ordnungen auf dem Gebiet der Marktorganisation, 
der Struktur und des Handels mit Drittländern zu 
verabschieden. Die Beratungen hierüber sind in 
Brüssel noch im Gang. 

17 . Die langwierigen Verhandlungen über zahl- 
reiche Ergänzungen der Marktorganisation für Obst 
und Gemüse konnte der Rat mit folgendem Ergeb- 
nis abschließen: 

- Liberalisierung des Drittlandhandels unter Ein- 
schluß einer Schutzklausel mit besonderer Wege- 
fristklausel; 

- Verbesserung des Referenzpreissystems; 

- Gewährung von Rodungsprämien zur Begrenzung 
der Obsterzeugung; 

- grundsätzliches Verbot der Gewährung von Bei- 
hilfen der Mitgliedstaaten für Neuanpflanzungen; 

- Vereinheitlichung der für Obst und Gemüse in 
der Gemeinschaft geltenden Interventionsbestim- 
mungen. 

Ferner hat der Rat Italien gemeinschaftliche Bei- 
hilfen für die Verbesserung der Erzeugung, Ver- 
arbeitung und Vermarktung von Zitrusfrüchten zu- 
gestanden. Außerdem einigte sich der Rat darauf, 
die kostenlose Verteilung aus dem Handel genom- 
mener Orangen an Wohlfahrtseinrichtungen auf 
Kosten des EAGFL schon im Frühjahr 1970 zuzu- 
lassen. Die für Äpfel bereits beschlossenen, aber 
noch nicht angewandten Vorschriften über Inter- 
ventionsmaßnahmen sollen auf Antrag einiger Mit- 
gliedstaaten bereits zu einem früheren Zeitpunkt 
angewandt werden können. 

18 . Im Bereich der gemeinsamen Marktordnung 
für Milch und Milcherzeugnisse gelang es dem Rat 
nach langen Verhandlungen, den Handel mit 
Frischmilch in der Gemeinschaft weiter zu liberali- 
sieren. Die Einfuhr von Frischmilch in mindestens 
5000 1 fassenden Tanks aus Mitgliedstaaten darf in 
Zukunft nur noch den in dem jeweiligen Land gel- 
tenden gesundheitspolizeilichen Bestimmungen 
unterworfen werden. 

Gleichgewicht der Agrarmärkte 

19 . Der Rat bemühte sich während des Berichts- 
zeitraums wiederholt und intensiv, Lösungen zur 
Begrenzung der Produktion und damit der finan- 
ziellen Belastungen der Gemeinschaft bei den durch i 
strukturelle Überschüsse gekennzeichneten Sek- 
toren Getreide, Milch und Zucker zu finden. Ein 
Beschluß des Rates scheiterte jeweils - in wechseln- 
der Reihenfolge - an dem Widerstand eines einzel- 
nen Mitgliedstaates. In diesem Zusammenhang be- 
reiteten auch die notwendigen Preisfestsetzungen 
für das Wirtschaftsjahr 1969/70 besondere Schwie- 
rigkeiten, weil diese nicht isoliert von der Lösung I 
des Uberschußproblems vorgenommen werden 
können. Inzwischen hat der Rat das am 31. März 
1970 ablaufende Wirtschaftsjahr für Milch und 
Rindfleisch bis zum 31. Juli 1970 verlängert. 


Wettbewerbsbedingungen in der Landwirtschaft 

20 . Mit fortschreitender Integration hat der Wett- 
bewerb zwischen den Mitgliedstaaten ständig zu- 
genommen. Dabei hat sich insbesondere gezeigt, 
welche tiefgreifenden Folgen der unterschiedliche 
Integrationsstand der einzelnen Wirtschaftsbereiche 
für den nahezu vollendeten gemeinsamen Agrar- 
markt hat. Diese Probleme sind an den von der 
Gemeinschaft nach Abwertung des französischen 
Franc und der Aufwertung der D-Mark für notwen- 
dig gehaltenen Maßnahmen besonders deutlich ge- 
worden. Bei den Arbeiten in der Gruppe „Wett- 
bewerb in der Landwirtschaft“ haben demzufolge 
die in diesem Zusammenhang ergriffenen Schutz- 
und Stützungsmaßnahmen in den vergangenen Mo- 
naten im Vordergrund gestanden. 

Im übrigen setzte die Kommission ihre Bemühun- 
gen fort, die Wettbewerbsbedingungen in der 
Landwirtschaft zu prüfen und erforderlichenfalls zu 
verbessern. In einigen Fällen wurde gegen Mit- 
gliedstaaten ein Verfahren nach Artikel 93 Abs. 2 
EWG-V wegen Verletzung der Vertragsbestim- 
mungen eingeleitet. In Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten werden augenblicklich Organisa- 
tion und Tätigkeit des FORMA-Fonds sowie zweier 
regionaler Wirtschaftskomitees für Obst und Ge- 
müse in Frankreich, die Maßnahmen zur Unter- 
stützung der Obsterzeuger in den Niederlanden 
sowie die in der Bundesrepublik als Folge der DM- 
Aufwertung vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen 
für die deutsche Landwirtschaft (Aufwertungsaus- 
gleichsgesetz und Durchführungsgesetz) behandelt. 


Europäischer Ausrichtungs- und Garantiefonds 

21 . Der Rat hat im Berichtszeitraum die Neurege- 
lung der Agrarfinanzierung in der Endphase des 
gemeinsamen Marktes beschlossen. Grundlage sind 

- eine Verordnung über die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik sowie 

- eine Verordnung über ergänzende Bestimmungen 
für die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik. 

Vom 1. Januar 1971 an wird der Haushalt der Ge- 
meinschaften zunehmend durch eigene Einnahmen 
gespeist. Da der EAGFL ein Teil des Haushalts der 
Gemeinschaften ist, entfällt von diesem Zeitpunkt 
an eine gesonderte Einnahmeregelung für den 
Fonds. Auf der Ausgabenseite wird 1971 das bis- 
herige Rückvergütungsverfahren durch ein System 
vorheriger Mittelzuweisung ersetzt. Die auszahlen- 
den Stellen in den Mitgliedsländern (in Deutschland 
u. a. die Ausfuhrerstattungsstelle des HZA Ham- 
burg-Jonas und die Marktordnungsstellen) erhalten 
ihre Mittel dann nicht mehr aus den nationalen 
Haushalten, sondern direkt aus Brüssel vom 
EAGFL. 

In den Regelungen zur Finanzierung der Agraraus- 
gaben in der Endphase fanden auch die deutschen 
Vorstellungen über eine Begrenzung der Ausgaben 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/ 617 


ihren Niederschlag. Da eine konkrete Begrenzung 
der Ausgaben für Interventionen, Marktstützungen 
und Ausfuhrerstattungen durch eine Finanzordnung 
nicht erreicht werden kann, hat der Ministerrat ein- 
stimmig eine Entschließung zur Marktbeherrschung 
verabschiedet. Durch diese Entschließung sind die 
für die Agrarmarktregelungen verantwortlichen 
Landwirtschaftsminister gehalten, vorrangig Maß- 
nahmen zur Beherrschung der Überschußproduktion 
zu ergreifen. Ein Ansteigen der Agrarstrukturaus- 
gaben konnte durch die Beibehaltung des gegen- 
wärtigen Plafonds von 1043 Mio DM verhindert 
werden. Ferner muß der Rat bei allen Beschlüssen 
im Agrarstrukturbereich das Prinzip der Koordinie- 
rung der Strukturpolitik beachten, und jeder neue 
Ausgabetatbestand muß, anders als bisher, kon- 
krete Angaben über die Gesamtkosten, die Beteili- 
gung des EAGFL und die Dauer des Vorhabens ent- 
halten. 

Die Verordnung über die ergänzenden Bestimmun- 
gen führt die bisherige Regelung bis zum 31. De- 
zember 1970, dem Zeitpunkt des voraussichtlichen 
Inkrafttretens der Regelungen über die eigenen Ein- 
nahmen der Gemeinschaft und die endgültige 
Agrarfinanzierung, fort. Für die 1970 noch notwen- 
dige selbständige Speisung des EAGFL wurde im 
Rahmen des Kompromisses über die eigenen Ein- 
nahmen ein besonderer Aufbringungsschlüssel fest- 
gelegt. Er beträgt für die Bundesrepublik 31,7 °/o. 
Neben der Neuregelung der Agrarfinanzierung hat 
der Rat eine Reihe von Durchführungsvorschriften 
verabschiedet, von denen 

- die Verordnung über die Finanzierung von Inter- 
ventionsausgaben auf dem Binnenmarkt für Zuk- 
ker und 

- die Verordnung über die gemeinschaftliche Finan- 
zierung der Ausgaben für die Durchführung des 
Übereinkommens über die Nahrungsmittelhilfe 

besondere Bedeutung haben. 


22 . Die Kommission hat nach Anhörung des 
EAGFL-Ausschusses im Berichtszeitraum über die 
folgenden Zahlungsverpflichtungen entschieden: 

- Abschlagszahlung der Abt. Garantie für das 
2. Halbjahr 1968/69 

- erster Teilbetrag der Getreidepreis-Ausgleichs- 
zahlungen für das Haushaltsjahr der EG 1970 

- Teilbetrag Ausrichtung für den Verbuchungszeit- 
raum 1966/67. 


Damit sind nach dem Stand der Kommissionsent- 
scheidungen bis zum 31. März 1970 die folgenden 
Zahlungsverpflichtungen aus den Verbuchungszeit- 
räumen 1962/63 bis 1968/69 entstanden: 


EAGFL, Abteilung Garantie 

Abteilung Ausrichtung 

Sonderabteilung 

insgesamt 


10 628,9 Mio DM 
1 121,3 Mio DM 
1 520,8 Mio DM 
13 27 1,0 Mio " DM 


Der deutsche Beitrag beträgt dazu 3 949,1 Mio DM. 
Nach Abzug der Rückvergütungen in Höhe von 


2649,3 Mio DM (= 19,96%) verbleibt ein Schuldner- 
Saldo von 1299,8 Mio DM. 

Bei Beurteilung dieser Zahlen darf nicht außer acht 
gelassen werden, daß erst die Verbuchungszeit- 
räume 1962/63 bis 1965/66 endgültig und die nach- 
folgenden Verbuchungszeiträume bis 1968/69 nur 
teilweise abgerechnet sind. Die Zahlen sind daher 
weder nach der Höhe noch für die Anteile Deutsch- 
lands repräsentativ. Es ist weiter zu berücksichtigen, 
daß das Fondsvolumen in den Anfangsjahren sehr 
viel geringer war als gegenwärtig, daß fast alle 
Zahlungen noch nach dem System der sogenannten 
Nettofinanzierung abgerechnet wurden und daß die 
Schuldnersalden Deutschlands vorübergehend durch 
die Getreidepreis-Ausgleichszahlungen positiv be- 
einflußt werden. 


III. Freizügigkeit 

23 . Im Rahmen der Durchführung der Ratsverord- 
nung Nr. 1612/68 über die Freizügigkeit der Arbeit- 
nehmer in der Gemeinschaft wird seit 1. Januar 
1970 von Arbeitnehmern aus Mitgliedstaaten, die 
in der Bundesrepublik eine Beschäftigung aufneh- 
men wollen, keine Arbeitserlaubnis mehr verlangt. 
Lediglich aus statistischen Gründen war in der Zeit 
vom Inkrafttreten der Verordnung am 8. November 
1968 bis zum 31. Dezember 1969 aufgrund einer bis 
dahin befristeten Ausnahmeregelung noch eine 
Arbeitserlaubnis gefordert worden. 


IV. Niederlassungsrecht 

und freier Dienstleistungsverkehr 

24 . Im Rahmen des Rates wurden die Richtlinien 
für Architekten, öffentliche Bauaufträge, Direktver- 
sicherungen, Kreditinstitute, Hilfsberufe des Ver- 
kehrs sowie Presseberufe weiter beraten. Die Be- 
ratungen über die Richtlinien für Hilfsberufe des 
Verkehrs sind weitgehend abgeschlossen. Bei den 
Richtlinien für öffentliche Bauaufträge und für 
Kreditinstitute wird sich angesichts der fortbeste- 
henden Bedenken einiger Mitgliedstaaten der Rat 
selbst mit den offenen Fragen befassen müssen. Die 
Erörterungen über die Richtlinienvorschläge für die 
pharmazeutischen Berufe wurden in der Zwischen- 
zeit aufgenommen. 

Die Richtlinienvorschläge für Ingenieure liegen 
noch dem Europäischen Parlament und dem Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß zur Stellungnahme vor. 
Die Kommission hat dem Rat weitere Richtlinien- 
vorschläge vorgelegt, so z. B. eine Sammelrichtlinie 
für eine Reihe bisher nicht erfaßter Tätigkeiten so- 
wie die Richtlinien für Augenoptiker und für Ärzte 
und Zahnärzte sowie für einige Heilhilfsberufe. 

25 . Die Arbeitsgruppe „Gesellschaftsrecht" bei der 
Kommission setzte die Arbeiten für einen Richt- 
linienentwurf zur Koordinierung des Inhalts der 
Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen der 
Kapitalgesellschaften fort. Daneben wurden die Be- 
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ratungen über die Koordinierung der aktienrecht- 
lichen Schutzbestimmungen auf dem Gebiet der 
Verwaltung der Aktiengesellschaften fortgeführt 
und auf dem Gebiet der Hauptversammlung der 
Aktiengesellschaften begonnen. Die Kommission hat 
dem Rat insbesondere den Vorschlag für die 
2. Richtlinie zur Koordinierung der Gläubigerschutz- 
bestimmungen vorgelegt. 


V. Kapitalverkehr 

26 . Bei der Liberalisierung des Kapitalverkehrs 
konnten im Berichtszeitraum keine Fortschritte er- 
zielt werden. 

Das Memorandum über Notwendigkeit und Einzel- 
heiten einer Aktion auf dem Gebiet des Kapital- 
marktes wird gegenwärtig im Währungsausschuß 
beraten. Eine Stellungnahme liegt noch nicht vor. 

Das Europäische Parlament hat in einer Entschlie- 
ßung vom 9. Oktober 1969 den schrittweisen Abbau 
der bestehenden Beschränkungen im Kapitalverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten verlangt und die 
Kommission aufgefordert, hierzu ein Aktionspro- 
gramm vorzulegen. 


VI. Wettbewerb 

27 . Absprachen und Marktmacht 

In der Wettbewerbspolitik besteht Übereinstim- 
mung zwischen den grundsätzlichen Vorstellungen 
der Kommission und der Bundesregierung. Die Poli- 
tik der Kommission zielt darauf ab, einerseits die 
leistungssteigernde Kooperation zu fördern, ande- 
rerseits Wettbewerbsbeschränkungen noch wirk- 
samer entgegenzutreten. Sie findet ihre Parallele in 
den Bemühungen der Bundesregierung, durch die in 
der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 
angekündigten Kartellgesetznovelle die Koopera- 
tion zwischen Mittel- und Kleinunternehmen zu 
erleichtern und der Ausschaltung des wirksamen 
Wettbewerbs durch die Einführung einer Fusions- 
kontrolle sowie durch eine Verschärfung der Miß- 
brauchsaufsicht über marktbeherrschende und 
marktstarke Unternehmen vorzubeugen. 

Die Förderung wettbewerbspolitisch erwünschter 
Zusammenarbeit ist das Ziel von drei Verordnungs- 
entwürfen der Kommission, die die Sachverständi- 
gen der Mitgliedsregierungen auf der 22. Kartell- 
konferenz am 29. und 30. Oktober 1969 in Brüssel 
beraten haben. Mit dem ersten Entwurf soll klar- 
gestellt werden, welche Absprachen geringerer Be- 
deutung („Bagatellfälle") nicht unter das Kartell- 
verbot des Artikels 85 Abs. 1 des EWG-Vertrages 
fallen. Durch den zweiten Entwurf sollen Verein- 
barungen auf dem Gebiet der Forschung und Ent- 
wicklung sowie Spezialisierungsabreden von der 
Pflicht zur Anmeldung nach Artikel 4 der Verord- 
nung Nr. 17 befreit werden. In dem dritten Entwurf 
ist eine Ermächtigung der Kommission durch den 
Rat vorgesehen, nach Artikel 85 Abs. 3 EWG-Ver- 
trag Freistellungsverordnungen zu erlassen, durch 


die Vereinbarungen über die Anwendung von Nor- 
men und Typen sowie über Forschung, Entwicklung, 
Spezialisierung und gemeinsamen Einkauf und Ver- 
kauf vom Kartellverbot des Artikels 85 Abs. 1 
EWG-Vertrag ausgenommen werden. Die Bundes- 
regierung hat in diesem Zusammenhang ihr beson- 
deres Interesse an einer möglichst schnellen Verab- 
schiedung der drei Entwürfe betont. 

Auf dem Gebiet der Maßnahmen gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen hat die Kommission ihre Be- 
mühungen fortgesetzt, durch Testentscheidungen 
den Anwendungsbereich des Artikels 85 des EWG- 
Vertrags transparenter zu machen. Die Diskussion 
über die Einführung einer Fusionskontrolle in der 
Bundesrepublik Deutschland wird von der Kommis- 
sion aufmerksam verfolgt. 

Beihilfen 

28 . Die Kommission hat sich weiterhin darum be- 
müht, daß die Mitgliedstaaten ihre regionalen Bei- 
hilferegelungen überschaubarer gestalten und ein 
gegenseitiges überbieten in der Beihilfeintensität 
unterbleibt. Sie hat hierzu Vorstellungen entwickelt, 
die am 24. März 1970 mit den für Regionalförderung 
zuständigen leitenden Beamten der Mitgliedstaaten 
erörtert worden sind. 

Die Bundesregierung hat die Kommission über 
weitere regionale Aktionsprogramme und über den 
Entwurf eines Änderungsgesetzes zum Filmförde- 
rungsgesetz unterrichtet. Die Kommission hat das 
Starthilfeprogramm für Mineralölindustrie und die 
Richtlinien zur Gewährung von ERP-Krediten für 
Investitionen auf dem Gebiet der elektronischen 
Datenverarbeitung gebilligt. 

Im Januar 1970 leitete die Kommission gegen die 
Bundesrepublik wegen neuer regionaler Förde- 
rungsmaßnahmen ein Verfahren nach Artikel 93 
Abs. 2 EWG-Vertrag ein. Sie forderte die Bundes- 
regierung auf, zu Einwendungen der Kommission 
betr. die Intensität, Transparenz und die Tragweite 
der vorgesehenen Regelungen Stellung zu nehmen. 
Die Bundesregierung verwies in ihrer Antwort auf 
die vorangegangenen genauen Darlegungen des In- 
halts und Umfangs der beabsichtigten Maßnahmen 
und erneuerte die Bereitschaft zur Vorabnotifizie- 
rung wichtiger Beihilfefälle, die sie schon im Sep- 
tember 1968 erklärt hatte. Die Einzelheiten eines 
solchen Verfahrens müssen in multilateralen Be- 
sprechungen festgelegt werden. 


VII. Steuerharmonisierung 
Indirekte Steuern 
Umsatzsteuer 

29 . Durch die Dritte Richtlinie des Rates vom 
9. Dezember 1969 zur Harmonisierung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatz- 
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Steuer wurde die nach der Ersten Richtlinie vom 
11. April 1967 bestehende Verpflichtung der Mit- 
gliedstaaten zur Einführung der Mehrwertsteuer 
auf den 1. Januar 1972 verschoben. Belgien und 
Italien konnten den durch die Erste Richtlinie auf 
den 1. Januar 1970 festgelegten Termin nicht ein- 
halten. 

Die Dritte Richtlinie bestimmt zugleich, daß die am 
1. Oktober 1969 in Belgien und Italien geltenden 
Durchschnittsätze für die Ausgleichsteuer bei der 
Einfuhr und die Vergütungen bei der Ausfuhr nicht 
erhöht werden dürfen. In einer „Vereinbarung 
zwischen den Vertretern der Regierungen der Mit- 
gliedstaaten" haben sich Belgien und Italien dar- 
über hinaus zu einer linearen Senkung der be- 
stehenden Durchschnittsätze für die Zeit ab 1. April 
1970 verpflichtet. Außerdem hat der Rat die Kom- 
mission in einer besonderen Entschließung aufge- 
fordert, sobald wie möglich Vorschläge zu unter- 
breiten, wie und binnen welcher Frist die Auf- 
hebung der Steuergrenzen in der Gemeinschaft ver- 
wirklicht werden kann. Der Rat hat sich in dieser 
Entschließung weiterhin dafür ausgesprochen, daß 
die Mitgliedstaaten den Einzelhandel schon beim 
Übergang zur Mehrwertsteuer in diese einbeziehen 
und nur eine sehr beschränkte Zahl von Steuer- 
sätzen anwenden, um die spätere Aufhebung der 
Steuergrenzen zu erleichtern. 


Verbrauchsteuern 

30 . Die Arbeiten zur Harmonisierung der Ver- 
brauchsteuern wurden während des Berichtszeit- 
raums mit Schwerpunkt auf dem Gebiet der Steuern 
auf Alkohol, Tabak, Mineralöl sowie Bier weiter- 
geführt. 

Nach einer Entschließung des Rates vom 6. März 
1970 sollen die Tabaksteuern der Mitgliedstaaten 
bis 1. Januar 1980 schrittweise harmonisiert wer- 
den. Die erste Phase soll am 1. Juli 1971 beginnen. 
Für sie ist eine erste Annäherung der Zigaretten- 
steuersysteme vorgesehen. Alle weiteren Harmoni- 
sierungsschritte sollen in einer Richtlinie festgelegt 
werden, die der Rat vor dem 1. Januar 1971 erlassen 
will. 

Auf dem Gebiete der Biersteuer hat die Kommission 
vor kurzem den Vorentwurf einer Richtlinie für die 
Harmonisierung der Verbrauchsteuern auf Bier vor- 
gelegt. Dieser Vorentwurf geht von der Besteue- 
rung des fertigen Bieres aus und entspricht insoweit 
den deutschen Verhältnissen. Hierüber hat Mitte 
Februar 1970 ein erster Meinungsaustausch stattge- 
funden. 


Sonstige indirekte Steuern 

31 . Bei den vorbereitenden Arbeiten für eine Har- 
monisierung der Börsenumsatzsteuer und bei den 
Verhandlungen über den von der Kommission vor- 
gelegten „Vorschlag für eine erste Richtlinie des 
Rates zur Anpassung der nationalen Systeme der 


Steuern für Nutzfahrzeuge" sind im Berichtszeit- 
raum keine Fortschritte erzielt worden. 

Im Oktober 1969 wurden bei der Kommission Vor- 
besprechungen für eine Harmonisierung der Wech- 
selsteuer aufgenommen. 

Direkte Steuern 

32 . Die beiden Richtlinienentwürfe der Kommis- 
sion über die steuerliche Behandlung europäischer 
Unternehmenszusammenschlüsse werden in der 
beim Rat gebildeten Arbeitsgruppe von Regierungs- 
sachverständigen behandelt. Die Erörterung ist noch 
nicht abgeschlossen; eine Stellungnahme für den 
Rat liegt daher noch nicht vor. Der Wirtschafts- 
und Sozialausschuß hat sich dagegen bereits ge- 
äußert. Der Bundestag hat in einer Entschließung 
vom 19. Dezember 1969 Empfehlungen an die Bun- 
desregierung gerichtet. Zur Zeit befaßt sich der 
Finanzausschuß des Bundestages in eingehenden 
Beratungen mit den Richtlinienentwürfen. 

33 . Ein Memorandum der Kommission über „An- 
passungsmaßnahmen auf dem Gebiet der direkten 
Steuern zur Förderung der Entwicklung und Ver- 
flechtung der Wertpapiermärkte in der EWG" ist in 
der Expertengruppe in Brüssel bisher noch nicht 
erörtert worden. 


VIII. Rechtsangleichung 
Technische Handelshemmnisse 

34 . In Durchführung des „Allgemeinen Programms 
zur Beseitigung der technischen Hemmnisse im 
Warenverkehr, die sich aus Unterschieden in den 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten ergeben" vom 28. Mai 1969 hat der Rat im 
Berichtszeitraum sechs Richtlinien verabschiedet. 
Sie betreffen die Angleichung der Rechtsvorschrif- 
ten für die Kennzeichnung von Kristallglas, die 
Erteilung der Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger, über den zulässigen 
Geräuschpegel und Auspuffvorrichtung, schädliche 
Abgase von Kfz-Motoren, bestimmte Ausrüstungs- 
teile von Kraftfahrzeugen und Anhängern sowie 
über die Anbringung amtlicher Kennzeichen. Die 
Beratung von Vorschlägen der Kommission für wei- 
tere Erzeugnisse aus dem Bereich des Maß- und 
Gewichtsrechts wurde aufgenommen. Die Erörte- 
rungen bereits vorliegender Vorschläge, wie z. B. 
auf dem Gebiet des technischen Arbeitsschutzrech- 
tes, wurde in den Arbeitsgruppen des Rates weiter- 
geführt. 

Lebensmittelrecht 

35 . Am 13. November 1969 beschloß der Rat die 
Einsetzung eines Ständigen Lebensmittelausschus- 
ses. Das Verfahren des Ausschusses sowie seine 
Befugnisse stimmen mit der im Rahmen des Allge- 
meinen Programms zur Beseitigung der technischen 
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Hemmnisse im Warenverkehr vom 28. Mai 1969 
getroffenen Regelung zur Anpassung der Richtlinien 
an den technischen Fortschritt überein. Nachdem 
ein Verzicht auf den Ständigen Lebensmittelaus- 
schuß nicht durchsetzbar war, hat sich die Bundes- 
regierung mit Nachdruck für die Übernahme dieser 
Regelung eingesetzt und dadurch erreicht, daß alle 
wesentlichen Gemeinschaftsvorschriften auch auf 
dem Gebiet des Lebensmittelrechts der einstim- 
migen Beschlußfassung durch den Rat Vorbehalten 
bleiben. 

Die Arbeiten an den einzelnen Richtlinienvor- 
schlägen wurden intensiv fortgesetzt. Dies gilt ins- 
besondere für den Bereich der diätetischen Lebens- 
mittel und der Pflanzenschutzmittelrückstände auf 
Lebensmitteln und der Zusatzstoffe. 

I 

In Durchführung des Programms zur Beseitigung der j 
technischen Hemmnisse im Warenverkehr mit Le- j 
bensmitteln vom 28. Mai 1969 hat die Kommission 1 
dem Rat Richtlinienvorschläge für Mayonnaisen, 
Zucker, Kaseine sowie einen Verordnungsvorschlag 
für Honig vorgelegt. 


Veterinärrecht 

36 . Im Bereich des Veterinärrechts verabschiedete 
der Rat am 6. Oktober 1969 eine Richtlinie zur 
Änderung der Richtlinie vom 26. Juni 1964 zur 
Regelung gesundheitlicher Fragen beim inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem 
Fleisch. Diese Richtlinie ermöglicht nunmehr auch 
den Verkehr mit zerlegtem und ausgebeintem 
Fleisch innerhalb der Gemeinschaft. Der Richtlinien- 
vorschlag zur Regelung viehseuchenrechtlicher und 
gesundheitlicher Fragen bei der Einfuhr von Rin- 
dern und Schweinen und von frischem Fleisch aus 
Drittländern wurde mit Vorrang weiterbehandelt. 

Zollrecht 

37 . Die Harmonisierung des Zollrechts der Mit- 
gliedstaaten wurde durch die Ausarbeitung von 
Durchführungsverordnungen fortgesetzt (vgl. Tz 8). 

Ausfuhrkreditversicherung 

38 . Im Berichtszeitraum legte die Kommission den 
Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die Ein- 
führung einer gemeinsamen Police für mittel- und 
langfristige Geschäfte mit privaten Käufern (Liefe- 
rantenkredite) vor. Damit liegen nunmehr Vor- 
schläge zur Angleichung der Versicherungsbedin- 
gungen auf zwei wichtigen Teilgebieten der mittel- 
und langfristigen Ausfuhrgeschäfte vor. Die Richt- 
linie über die Einführung der mittelfristigen Police 
für Geschäfte mit öffentlichen Käufern, die die 
Kommission bereits im August 1969 vorgelegt hatte, 
wird der Rat voraussichtlich in Kürze verabschie- 
den. Er wird dabei auch über den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens zu entscheiden haben. Die Bundes- 
regierung tritt nach wie vor dafür ein, daß diese 


Police möglichst gleichzeitig mit harmonisierten 
Regelungen für die übrigen Teilbereiche der Aus- 
fuhrkreditversicherung in Kraft gesetzt wird. Sie 
wird notfalls aber auch ein sukzessives Inkraft- 
treten der verschiedenen Lösungen für die Teil- 
bereiche nach einem festen Zeitplan in Kauf neh- 
men, wenn die Gewähr gegeben ist, daß die Ge- 
samtharmonisierung dadurch nicht hinausgezögerl 
wird. 


Internationale Übereinkommen 

39 . Die Bundesregierung bereitet die Zustim- 
mungsgesetze zu dem 

- am 29. Februar 1968 gezeichneten Übereinkom- 
men über die gegenseitige Anerkennung von 
Gesellschaften und juristischen Personen (EWG- 
Anerkennungsübereinkommen) und zu dem 

- am 27. September 1968 gezeichneten Überein- 
kommen über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (EWG-Vollstreckungs- 
übereinkommen) 

vor. Für diese internationalen Übereinkommen ist 
eine einheitliche Auslegung durch den Gerichtshof 
der Europäischen Gemeinschaften zweckmäßig. Eine 
Arbeitsgruppe prüft zur Zeit entsprechende Ent- 
würfe für Protokolle zu diesen beiden Überein- 
kommen. 

Zur Vorbereitung eines Übereinkommens über die 
Vereinheitlichung des internationalen Privatrechts 
auf bestimmten Gebieten des Zivilrechts, die für das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes von Be- 
deutung sind, wurde eine neue Arbeitsgruppe ein- 
gesetzt. Sie hat ihre Tätigkeit bereits aufgenom- 
men. 

40 . Die im Jahre 1969 aufgenommenen Arbeiten 
zur Schaffung eines europäischen Patentrechts 
wurden zügig fortgeführt. Erste Vorentwürfe 
für ein Übereinkommen über ein europäisches 
Patenterteilungsverfahren, an dem sich auch euro- 
päische Drittstaaten beteiligen können, sowie für 
ein ergänzendes Übereinkommen zwischen den EG- 
Mitgliedstaaten über das europäische Patent für den 
Gemeinsamen Markt wurden im März 1970 ver- 
öffentlicht. Im April und Mai 1970 sollen die Über- 
einkommen mit den nichtstaatlichen internationalen 
Organisationen auf dem Patentgebiet erörtert 
werden. 

41 . Die Arbeitsgruppe nach Artikel 220 Abs 3 
EWG-Vertrag hat ihre Beratungen über ein Über- 
einkommen über die internationale Fusion von 
Aktiengesellschaften fortgesetzt. Es ist damit zu 
rechnen, daß die Gruppe ihre Arbeiten Ende 1970 
abschließen wird. 

Die Kommission hat angekündigt, sie werde einen 
Entwurf für das Statut einer Europäischen Handels- 
gesellschaft vorlegen. 
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Ende des Jahres 1969 wurde von der Kommission 
ein in ihrem Auftrag ausgearbeitetes Gutachten 
über die Möglichkeiten der Vertretung der Inter- 
essen der Arbeitnehmer in den europäischen 
Aktiengesellschaften veröffentlicht. 

IX. Wirtschaftspolitik 

42 . Die Integration in den zentralen Bereichen der 
Wirtschafts-, Finanz- und Währungspolitik hat 1969 
entscheidende Anstöße erhalten. 

Auf der Haager Gipfelkonferenz beschlossen die 
Staats- und Regierungschefs, daß für die schritt- 
weise Weiterentwicklung der Gemeinschaft zu einer 
Wirtschafts- und Währungsunion 1970 ein Stufen- 
plan ausgearbeitet werden soll. 

Die deutschen Vorstellungen für diese schrittweise 
Fortentwicklung der EWG zu einer weltoffenen 
Gemeinschaft der Stabilität und des Wachstums sind 
in einem Memorandum des Bundesministers für 
Wirtschaft vom 12. Februar 1970 enthalten (vgl. 
Anlage). Auch Belgien, Luxemburg und die Kom- 
mission haben inzwischen Stufenpläne vorgelegt. 

Der Rat hat am 6. März 1970 eine ad-hoc-Arbeits- . 
gruppe für die weiteren Arbeiten an einem gemein- , 
samen Stufenplan eingesetzt. Mitglieder sind die ; 
Präsidenten des Währungsausschusses, der Aus- 
schüsse für Konjunkturpolitik, Haushaltspolitik, 
mittelfristige Wirtschaftspolitik sowie des Aus- 
schusses der Notenbankpräsidenten. Weitere Mit- 
glieder sind ein Vertreter der Kommission sowie 
der luxemburgische Ministerpräsident Werner, der 
gleichzeitig Vorsitzender ist. 

43 . Erste wichtige Elemente zur Fortentwicklung 
der Gemeinschaft in Stabilität und Wachstum stell- 
ten die von der Kommission in ihrem Memorandum 
vom 12. Februar 1969 vorgeschlagenen Maßnahmen 
dar. Diese Vorschläge wurden inzwischen teilweise 
verwirklicht. 

Bereits am 17. Juli 1969 hatte der Rat ein Konsul- 
tationsverfahren bei wichtigen Maßnahmen der 
kurzfristigen Wirtschaftspolitik beschlossen und 
den Grundgedanken eines kurzfristigen monetären 
Stützungssystems gebilligt und gleichzeitig die 
Notenbankpräsidenten gebeten, ein solches System i 
auszuarbeiten. 

Auf seiner Tagung am 26. Januar 1970 einigte sich i 
der Rat über Verfahrensregeln zu dem am 17. Juli ! 
1969 beschlossenen Konsultationsverfahren auf dem 
Gebiet der kurzfristigen Wirtschaftspolitik. 

Er erörterte auch das Kommissionsmemorandum 
vom 15. Dezember 1969 über die mittelfristigen 
gesamtwirtschaftlichen Orientierungen (vgl. hierzu 
T. z. 45/46). Dem Rat lag außerdem ein vom Aus- 
schuß der Notenbankpräsidenten ausgearbeiteter 
Abkommensentwurf über die Einzelheiten des 
Systems kurzfristiger finanzieller Stützungsaktionen 
vor. Der Entwurf wurde diskutiert und die Noten- 
bankpräsidenten gebeten, das Abkommen möglichst 


bald in Kraft zu setzen. Dies ist am 9. Februar 1970 
geschehen. Die Notenbanken der Mitgliedsländer 
können sich im Rahmen dieses Systems Kredite mit 
einer Laufzeit bis zu 6 Monaten gewähren. Das 
quasi automatisch zur Verfügung stehende Vo- 
lumen beträgt 1 Mrd. Dollar. Es kann in besonderen 
Fällen bis auf 2 Mrd. Dollar aufgestockt werden. Im 
Anschluß an jede Inanspruchnahme finden Konsul- 
tationen im Währungsausschuß über die Wirt- 
schaftslage des kreditnehmenden Landes statt. 

Die Beratungen über das im Barre-Memorandum 
vorgeschlagene mittelfristige Beistandssystem 
konnten bisher noch nicht beendet werden. Der 
Währungsausschuß wurde beauftragt, seine Arbei- 
ten über den mittelfristigen Beistand bis zum 
31. März abzuschließen. 

Konjunkturpolitik 

44 . Am 23. Dezember 1969 leitete die Kommission 
dem Rat das Memorandum zur Konjunkturpolitik 
der Gemeinschaft für 1970 zu. Es enthält neben der 
Konjunkturanalyse ein umfassendes konjunktur- 
politisches Aktionsprogramm zur Dämpfung der in 
den Mitgliedstaaten zu beobachtenden Preisauf- 
triebstendenzen. 

Der Rat erörterte das Memorandum auf seiner 
Tagung am 26. Januar 1970. Er stimmte der Kom- 
mission in der Beurteilung der konjunkturellen 
Situation in der EG zu und billigte einhellig die 
von der Kommission und dem Ausschuß für Kon- 
junkturpolitik vorgeschlagene restriktive Ausrich- 
tung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik in den Mit- 
gliedstaaten. (Verfolgung einer restriktiven Finanz-, 
Haushalts-, Geld- und Kreditpolitik; Förderung der 
privaten Ersparnisbildung und des Wettbewerbs; 
aktive Mitwirkung der Sozialpartner bei der Durch- 
führung einer auf Stabilität gerichteten Gesamt- 
politik.) 

Das von der Bundesregierung in Angriff genom- 
mene „binnenwirtschaftliche Stabilisierungspro- 
gramm" stimmt in wesentlichen Punkten mit den 
von der Kommission empfohlenen Maßnahmen 
überein. Vizepräsident Barre bezeichnete diese Maß- 
nahmen als eine bedeutende Anstrengung zur 
Dämpfung der inneren Nachfrageexpansion und zur 
Realisierung einer gleichermaßen stabilitäts- wie 
wachstumsorientierten Wirtschaftspolitik. 

Mittelfristige Wirtschaftspolitik 

45 . Zur besseren Abstimmung der wirtschaftspoli- 
tischen Zielsetzungen in der Gemeinschaft hat die 
Kommission zusammen mit dem Ausschuß für mit- 
telfristige Wirtschaftspolitik entsprechend dem 
Ratsbeschluß vom 17. Juli 1969 ein Memorandum 
über die mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen 
Orientierungen (1971 bis 1975) ausgearbeitet, das 
am 15. Dezember 1969 vorgelegt wurde. 

In einer Stellungnahme zu diesem Memorandum hat 
der Ausschuß darauf hingewiesen, daß es sich bei 
den Orientierungen für Wachstum, Beschäftigung, 
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Preise und außenwirtschaftliches Gleichgewicht um 
einen ersten Versuch der Annäherung zwischen den 
nationalen Prioritätsvorstellungen handelt. Sie be- 
treffen trotz ihrer gleichartigen Benennung von 
Land zu Land teilweise unterschiedliche Tatbestände 
und eignen sich daher nicht immer für einen Län- 
dervergleich. Dies gilt insbesondere für die Erfas- 
sung des Beschäftigungsstandes. Die Entwicklung 
des allgemeinen Preisniveaus ist aus der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung abgeleitet und be- 
zieht sich auf den Preisindex des Bruttosozialpro- 
dukts. Dieser Preisindex kann nicht mit der Ent- 
wicklung der Verbraucherpreise gleichgesetzt wer- 
den, die als der wichtigste Maßstab für die tolerier- 
bare Preisrate und den internationalen Preisver- 
gleich angesehen werden. 

Der Ausschuß hat unterstrichen, daß die Beachtung 
der vorgeschlagenen Orientierungen das Wieder- 
auftreten von Kompatibilitätsproblemen - und 
damit auch von Zahlungsbilanzschwierigkeiten und 
Wechselkurskorrekturen - verhindern kann. Das 
bedeutet andererseits aber auch, daß die Gemein- 
schaft wieder mit diesen Schwierigkeiten konfron- 
tiert wird, wenn die Orientierungen bei der ver- 
folgten Wirtschaftspolitik unberücksichtigt bleiben. 

46. Am 26. Januar 1970 haben die Wirtschafts- und 
Finanzminister das Memorandum über die mittel- 
fristigen gesamtwirtschaftlichen Orientierungen 
beraten. Dabei wurde insbesondere von deutscher 
Seite Kritik geäußert und eine Überprüfung der 
Orientierungen, vor allem der Preisrate, verlangt. 
Der Rat hat sich grundsätzlich mit einer konzertier- 
ten Festlegung quantitativer mittelfristiger Orien- 
tierungen für die Gemeinschaft einverstanden 
erklärt. 

Er hat die Kommission beauftragt, zusammen mit 
dem Ausschuß für mittelfristige Wirtschaftspolitik 
bis zum Herbst 1970 den Entwurf des 3. Programms 
für die mittelfristige Wirtschaftspolitik auszu- 
arbeiten, das endgültige quantitative Orientierun- 
gen für den Zeitraum 1971 bis 1975 enthält. Dabei 
sollen die wichtigsten strukturellen Maßnahmen 
auf nationaler und gemeinschaftlicher Ebene fest- 
gelegt werden, die zur Verwirklichung der abge- 
stimmten Zielsetzungen erforderlich sind. 


Währungspolitik 
(vgl. auch T. z. (42/43) 

47. Im Anschluß an die zeitweilige Freigabe des 
Wechselkurses der D-Mark am 29. September 1969 
wurde die D-Mark mit Wirkung vom 27. Oktober 
1969 um 9,29°/o aufgewertet. Gemäß der Erklärung 
der Mitgliedsregierungen vom 8. Mai 1964 wur- 
den am 24. Oktober 1969 Vorkonsultationen im 
Währungsausschuß über die geplante Paritätsän- 
derung der D-Mark abgehalten. Die deutsche Auf- 
wertung wurde international wie auch im Kreise 
der Sechs als ein wichtiger Schritt zur Beruhigung 
der aufgetretenen Spannungen im internationalen 
Währungssystem begrüßt. Sie führte zu einer 


schnellen Normalisierung der Währungsbeziehun- 
gen in der Gemeinschaft, 

Der Rat beschloß am 27. Oktober 1969, daß die 
Agrarrechnungseinheit in der Gemeinschaft nicht 
geändert wird. 

48. Im Laufe des Jahres 1969 haben alle Länder 
der Gemeinschaft die Änderungen und Ergänzungen 
zum Abkommen über den Internationalen Wäh- 
rungsfonds, mit denen unter anderem das Erfor- 
dernis einer 85°/oigen Mehrheit für wichtige Ent- 
scheidungen im Fonds sowie das Instrument der 
Sonderziehungsrechte eingeführt wurden, ratifiziert 
und ihre Teilnahme am System der Sonderziehungs- 
rechte erklärt. Die Gemeinschaft hat dadurch für 
wichtige währungspolitische Beschlüsse im IWF 
eine Sperrminorität erhalten. 

Aus der ersten Zuteilung der Sonderziehungsrechte 
zum 1. Januar 1970 in Höhe von 3,5 Mrd. S haben die 
Länder der Gemeinschaft einen Betrag in Höhe von 
insgesamt 643,5 Mio $ erhalten. 

Die Beratungen über die fünfjährliche Quotenüber- 
prüfung im IWF sind Ende Dezember 1969 zum 
Abschluß gekommen; ihre Ergebnisse wurden durch 
einen Gouverneursbeschluß bestätigt. Vorbehalt- 
lich der nationalen Ratifizierungen wird sich die 
Quotensumme im IWF von 21,3 auf 28,9 Mrd. $ 
(+ 35%) erhöhen. Die Quoten der Mitgliedsländer 
der Gemeinschaft erhöhen sich proportional etwas 
stärker von 3,77 auf 5,47 Mrd. 8 ( + 45%). Da die 
Quotenanteile weitgehend für die Stimmrechte aus- 
schlaggebend sind, ist die Sperrminorität der EWG- 
Länder gefestigt worden. 

Haushaltspolitik 

49. Der Rat hatte im Jahre 1964 in Ergänzung zum 
Währungsausschuß, zum Ausschuß für mittelfristige 
Wirtschaftspolitik und zum Ausschuß für Konjunk- 
turpolitik den Ausschuß für Haushaltspolitik ge- 
gründet. Er soll mit den anderen genannten Aus- 
schüssen eng Zusammenwirken, um in der Ge- 
meinschaft ein einheitliches Konzept der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik zu erarbeiten. Im Rah- 
men dieser Aufgabe befaßt sich der Ausschuß für 
Haushaltspolitik in erster Linie mit Fragen der 
Haushaltspolitik in ihrer eigenständigen Funktion. 
Die Haushaltspolitik wird für die Gemeinschaft im 
Verlaufe der weiteren Integration zunehmend an 
Bedeutung gewinnen. 

Auch in den zurückliegenden Monaten befaßte sich 
der Ausschuß in erster Linie mit der Analyse der 
Haushalte der Mitgliedstaaten. 

50. Im Auftrag der Finanzminister der Mitglied- 
staaten hat der Ausschuß auch Möglichkeiten zur 
Verbesserung der Finanzverfassung der Gemein- 
schaft untersucht und hierzu konkrete Vorschläge 
ausgearbeitet, die inzwischen überwiegend verwirk- 
licht worden sind. Er hat ferner die Frage einer Fi- 
nanzplanung der Gemeinschaftshaushalte geprüft. 
Im Anschluß an seine Vorschläge befürworteten 
die Finanzminister der Mitgliedstaaten die Einfüh- 
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rung einer mehrjährigen Vorausschau für die Ge- 
meinschaftshaushalte, die später zu einer Voraus- 
planung weiterentwickelt werden könnte. Inzwi- 
schen hat der Rat einen entsprechenden Beschluß 
gefaßt (s. auch T. z. 58). 

51 . Darüber hinaus hat sich der Ausschuß mit den 
Problemen der Einführung der Methoden des so- 
genannten Planning Programming Budgeting Sy- 
stems in den öffentlichen Verwaltungen befaßt. Die 
Erörterungen sind noch nicht abgeschlossen. Wei- 
tere Beratungsthemen waren die Anpassung des 
Tarifs der Einkommensteuer und der Lohnsteuer an 
den Preisindex sowie die Ausgestaltung der zweck- 
mäßigen Einzelheiten der in der Entscheidung des 
Rates vom 17. Juli 1969 vorgesehenen Konsulta- 
tionen. 


Mittelstandspolitik 

52 . Auf Grund von Beiträgen der Mitgliedstaaten 
hat die Kommission nunmehr eine Synopse über die 
Förderungsmaßnahmen für kleine und mittlere Un- 
ternehmen der Industrie und des Handwerks in den 
Ländern der Europäischen Gemeinschaften erstellt. 
Diese Zusammenstellung wurde in einer Sitzung der 
Regierungssachverständigen am 19. Dezember 1969 
in Brüssel besprochen. Dabei wurde auf deutsche 
Anregung beschlossen, in etwa drei Monaten eine 
neue Sitzung einzuberufen, um die Frage der För- 
derung der Kooperationen im weitesten Sinne vor- 
rangig zu beraten. Die hierzu von den Mitglieds- 
ländern erbetene Übersicht über die jeweiligen 
staatlichen Maßnahmen zur Kooperationsförderung 
ist inzwischen von der Bundesregierung der Kom- 
mission zugeleitet worden. 

Ferner wurde vereinbart, daß innerhalb von vier 
Monaten die Überprüfung der weiteren Bereiche der 
Synopse erfolgen und daß anschließend zu einer 
gemeinsamen Besprechung eingeladen werden soll. 

53 . Zu der vom Bundesminister für Wirtschaft , 
unterstützten Initiative der Benelux-Staaten zur Ak- j 
tivierung und Koordinierung der Mittelstandspolitik 
der Mitgliedstaaten hat die Kommission eine posi- 
tive Stellungnahme abgegeben. Sie hat eine Reihe 
von Maßnahmen in Aussicht genommen, die den 
vorgebrachten Anregungen Rechnung tragen sollen. 


Regionalpolitik 

54 . Im Oktober 1969 legte die Kommission den 
„Vorschlag einer Entscheidung des Rates über die 
Mittel eines Vorgehens der Gemeinschaft auf dem 
Gebiet regionaler Entwicklung" zusammen mit einer 
„Aufzeichnung über Regionalpolitik in der Gemein- 
schaft" vor. Die Kommission knüpfte in dieser Vor- 
lage an die 1. Mitteilung der Kommission über die 
Regionalpolitik vom 11. Mai 1965 und an das 1. Pro- 
gramm für die mittelfristige Wirtschaftspolitik an. 
Der Vorschlag, der auf eine Kompetenzerweiterung 
der Kommission zielt und der Kommission einen 


Zinszuschuß- und Bürgschaftsfonds zur Finanzie- 
rung von Maßnahmen im Rahmen von anerkannten 
Regionalprogrammen zuweist, fand bisher nur ge- 
teilte Aufnahme. Er wird demnächst im Rat behan- 
delt. 


Industriepolitik 

55 . Die Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften legte dem Rat am 18. März 1970 ein Me- 
morandum zur Industriepolitik der Gemeinschaft 
vor. Sie setzt sich darin mit der Lage der Industrie 
in der Gemeinschaft, der Verbesserung der Umwelt- 
bedingungen für die Unternehmen, der Anpassungs- 
fähigkeit der Industrie sowie der Industrieförderung 
in den technologischen Spitzenbereichen auseinan- 
der und regt eine Verbesserung der allgemeinen 
Rahmenbedingungen für die industrielle Entwick- 
lung an. Die Kommission empfiehlt dafür beson- 
dere Maßnahmen, nämlich vor allem 

— Abschluß von Entwicklungsverträgen durch die 
Gemeinschaft zur Förderung neuer Technolo- 
gien; 

— Förderung der grenzüberschreitenden Unterneh- 
menskonzentration mit Mitteln der Europäischen 
Investitionsbank; 

— die Errichtung einer Stiftung auf Gemeinschafts- 
ebene zur Förderung der Managementsausbil- 
dung; 

— Konzertierung öffentlicher Aufträge auf Gemein- 
schaftsebene zur Überwindung nationaler Markt- 
schranken im öffentlichen und privaten Auf- 
tragswesen, insbesondere bei den Spitzenindu- 
strien. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte die 
Industriepolitik der Gemeinschaft darauf ausgerich- 
tet sein, die Voraussetzungen für einen optimalen 
Einsatz der Produktionsfaktoren in der gesamten 
Industrie der Gemeinschaft zu verbessern. Dabei 
kommt es vor allem darauf an, durch Abbau der 
noch bestehenden Hindernisse und durch Verbesse- 
rung der Marktransparenz binnenmarktähnliche 
Verhältnisse zu schaffen, die den Unternehmen auf 
der Grundlage des Wettbewerbs die erforderlichen 
Entfaltungsmöglichkeiten bieten. 

Die von der Kommission unterbreiteten Vorschläge 
erscheinen grundsätzlich annehmbar, müssen jedoch 
im einzelnen noch auf ihre Durchführbarkeit und 
Zweckmäßigkeit geprüft werden. 

Europäische Investitionsbank 

56 . Die Europäische Investitionsbank hat zur Er- 
schließung der weniger entwickelten Gebiete der 
Gemeinschaft im zweiten Halbjahr 1969 14 Darle- 
henszusagen mit einem Gesamtvolumen von 170,47 
Mio Rechnungseinheiten (RE) gegeben. Hiervon ent- 
fielen 7 Darlehen auf Italien (90,40 Mio RE), 4 auf 
Frankreich (51,72 Mio RE), 2 auf die Niederlande 
(22,20 Mio RE) und 1 Darlehen auf Deutschland 
(6,25 Mio RE). 
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Von den assoziierten Ländern sowie den übersee- 
ischen Ländern und Gebieten erhielten in der glei- 
chen Zeit je eine Darlehnszusage: die Elfenbein- 
küste (0,53 Mio RE), Kamerun (1,01 Mio RE), Ga- 
bun (2,33 Mio RE) sowie Neukaledonien (2,03 Mio 
RE). 

Weiterhin übernahm die Bank die Verwaltung von 
2 aus den Mitteln des Europäischen Entwicklungs- 
fonds Ländern der AASM zu Sonderbedingungen 
gewährten Darlehen in Höhe von 7,50 Mio RE. 

Im Rahmen der für Vorhaben in der Türkei einge- 
richteten Spezialsektion wurden 5 Darlehensver- 
träge über insgesamt 31,71 Mio RE abgeschlossen. 

Im Jahre 1970 hat die EIB bis zum 3. März 7 Dar- j 
lehenszusagen mit einem Gesamtvolumen von ; 
28,35 Mio RE gegeben: davon entfallen 5 auf Italien 
(7,95 Mio RE), je 1 auf Frankreich (14,40 Mio RE) i 
und Belgien (6 Mio RE). 


X. Finanzverfassung 
Eigene Einnahmen 

57 . Im Berichtszeitraum hat der Rat die Ersetzung 
der bisherigen Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch eigene Einnahmen beschlossen. Hiernach ist - 
vorbehaltlich der Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften in den Mitgliedstaaten - ab 1. Janu- 
ar 1971 ein schrittweiser, ab 1. Januar 1975 der voll- 
ständige Übergang zu eigenen Einnahmen wie folgt 
vorgesehen: 

Ab 1. Januar 1971 volle Übertragung der Agrarab- 
schöpfungen, stufenweiser Übergang der Zollein- 
nahmen (1971: 50°/o; 1972: 62,5°/o; 1973: 75%; 1974: 
87,5%; 1975: 100% der Summe der Abschöpfungen 
und der Zolleinnahmen). Restfinanzierung bis 1974 
durch Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten. Ab 1. Ja- 
nuar 1975 Finanzierung auch des Restbetrages durch 
eigene Einnahmen aus dem Mehrwertsteueraufkom- 
men bis zu einer Höchstgrenze von 1% der steuer- 
pflichtigen Mehrwertsteuerbemessungsgrundlage. 

Zur Erleichterung der Umstellung auf das neue Fi- 
nanzierungssystem ist für die Zeit bis zum Jahr 
1977 ein Korrektiv-System vorgesehen. 

Die Umstellung auf das neue Finanzsystem bedeutet 
für die Bundesrepublik einen Übergang von einem 
Finanzbeitrag (der nach den verschiedenen im EWG- 
Vertrag und Euratom-Vertrag festgelegten Schlüs- 
seln zwischen 28 und 32% liegt) zu einer Durch- 
schnittsbelastung von etwa 32% in den nächsten 
Jahren. Mit zunehmender Dauer werden die jetzigen 
finanziellen Lasten mit dem künftigen System im- 
mer weniger vergleichbar werden, weil die Zölle 
und Abschöpfungen wegen Fortfalls der Binnenzoll- 
grenzen immer weniger den einzelnen Mitglied- 
staaten zugerechnet werden können. 

Das Verhandlungsergebnis entspricht den gegebe- 
nen politischen und ökonomischen Daten und öffnet 
den Weg zu den von der Bundesrepublik Deutsch- 
land gewünschten Verhandlungen über die Erweite- 
rung der Gemeinschaften. 


58 . Aus Anlaß der Übertragung eigener Einnah- 
men wird ab 1971 eine dreijährige Finanzvoraus- 
schau eingeführt, um die finanzielle Entwicklung 
der Gemeinschaften besser zu übersehen. Hiermit 
ist insbesondere einem deutschen Anliegen Rech- 
nung getragen worden. 

Verstärkung der Haushaltsbefugnisse des Europäi- 
schen Parlaments. 

59 . Mit der Übertragung eigener Einnahmen auf 
die Europäischen Gemeinschaften wird eine Ver- 
stärkung der Haushaltsbefugnisse des Europäischen 
Parlaments verbunden. Hiermit soll der wachsen- 
den finanziellen Eigenverantwortung der Europäi- 
schen Gemeinschaften Rechnung getragen werden. 

Die Verstärkung der Haushaltsbefugnisse ist - pa- 
rallel zu der Regelung bei der Übertragung eigener 
Einnahmen - in zwei Stufen vorgesehen. 

In der sogenannten Interimszeit (1. Januar 1971 bis 
31. Dezember 1974) soll die Schlußentscheidung im 
Haushaltsverfahren beim Rat verbleiben. Änderun- 
gen des Europäischen Parlaments im Haushaltsplan, 
durch welche die Gesamtausgaben nicht erhöht wer- 
den, kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit binnen 
eines Monats ablehnen. Änderungen des Europäi- 
schen Parlaments, welche die Gesamtausgaben über 
den Haushaltsentwurf des Rates hinaus erhöhen, 
werden nur wirksam, wenn der Rat sie mit qualifi- 
zierter Mehrheit annimmt. 

In der sogenannten Normalphase (ab 1. Januar 1975) 
wird die Schlußentscheidung im Haushaltsverfahren 
beim Europäischen Parlament liegen. Der eigentliche 
Entscheidungsbereich erstreckt sich allerdings nur 
auf die sogenannten Verwaltungsausgaben, d. h. die 
nicht durch Rechtsakte des Rates bereits gebunde- 
nen Haushaltsmittel. Auf der Basis objektiver Kri- 
terien (Entwicklung des Bruttosozialprodukts in der 
Gemeinschaft, durchschnittliche Veränderung der 
einzelstaatlichen Haushaltspläne der Mitgliedstaa- 
ten, Entwicklung der Lebenshaltungskosten), die von 
der Kommission errechnet werden, kann das Euro- 
päische Parlament die Verwaltungsausgaben im 
Rahmen einer bestimmten Wachstumsrate erhöhen, 
soweit es hierüber mit der Mehrheit seiner Mit- 
glieder und % der abgegebenen Stimmen beschließt. 

Diese Kernregelungen der Haushaltsbefugnisse des 
Europäischen Parlaments werden noch durch ver- 
schiedene zusätzliche Beschlüsse auf dem Gebiet des 
Haushaltsverfahrens ergänzt. Die wichtigsten da- 
von betreffen die volle Autonomie des Europäischen 
Parlaments für seinen eigenen Einzelplan bereits in 
der Interimszeit und die Einschaltung des Europäi- 
schen Parlaments in das Verfahren der Entlastung 
zur Ausführung des Haushaltsplans. 


XI. Energiepolitik 

60 . Nach eingehenden Beratungen in der Rats- 
gruppe Energiepolitik fand am 13. November 1969 
im Rat eine erste Sachdebatte grundsätzlichen Cha- 
rakters über die in der „Ersten Orientierung für 
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eine gemeinschaftliche Energiepolitik" enthaltenen 
Vorschläge der Kommission statt. Dabei billigte der 
Rat die „Erste Orientierung" der Kommission in 
ihren Grundzügen und forderte die Kommission auf, 
konkrete Einzelvorschläge vorzulegen. Inzwischen 
hat die Kommission dem Rat zwei Vorschläge zuge- 
leitet: einen Verordnungsvorschlag über die Mit- 
teilung von Investitionsvorhaben in den Bereichen 
Erdöl, Erdgas und Elektrizitätswirtschaft sowie einen 
Verordnungsvorschlag über die Mitteilung der be- 
absichtigten Einfuhren von Kohlenwasserstoffen. 
Die Vorschläge wurden im März 1970 erstmals mit 
den Mitgliedstaaten erörtert. 


XII. Verkehrspolitik 

61 . Auf der Ratstagung am 26./27. Januar 1970 ha- 
ben die Verkehrsminister der Sechs Fortschritte in 
der Gemeinsamen Verkehrspolitik erzielt. 

Folgende Ergebnisse verdienen eine Hervorhebung: 

Der Rat einigte sich über eine Verordnung über 
Beihilfen an Unternehmen des Eisenbahn-, Straßen- 
und Binnenschiffsverkehrs. Das „250-Mio-Programm" 
der Bundesregierung wird hierdurch nicht berührt 
und kann ungehindert fortgeführt werden. Die Ver- 
ordnung ist deshalb für die Verwirklichung des 
Verkehrspolitischen Programms der Bundesregie- 
rung, aber auch für eine weitere Angleichung der 
Wettbewerbsbedingungen von besonderer Bedeu- 
tung. 

Bei der Beratung einer Verordnung über den Zu- 
gang zum Markt im Binnenschiffsgüterverkehr wur- 
de Einigung darüber erzielt, mit Vorrang vorüber- 
gehende Stillegungsmaßnahmen für das Rheingebiet 
zu erlassen. Diese Regelung gilt zunächst für 5 Jah- 
re. Inzwischen werden langfristige Maßnahmen zur 
Kapazitätsregelung ausgearbeitet. 

Der Rat erteilte außerdem den Auftrag, eine Erste 
Richtlinie zur Anpassung der nationalen Systeme 
der Steuern für Nutzfahrzeuge auszuarbeiten. Auf 
Wunsch von zwei Mitgliedstaaten sollen vorab bis 
1. Oktober 1970 Berechnungen darüber angestellt 
werden, wie sich die Anwendung einer solchen 
Richtlinie auf die nationalen Haushalte und Steuer- 
pflichtigen praktisch auswirken wird. 

Das Mandat für Verhandlungen mit den Drittstaaten 
über die Angleichung des AETR an die EG-Sozial- 
vorschriften wurde aufrechterhalten. Dabei konnte 
verhindert werden, daß der mit der EWG-Sozial- 
ordnung erreichte Fortschritt auf den Gebieten der 
Verkehrssicherheit und im sozialen Bereich nach- 
träglich wieder in Frage gestellt wurde. 


XIII. Sozialpolitik 

62 . Im Bereich der Sozialpolitik erzielte der Rat 
auf seiner Tagung am 24. /25. November 1969 eine 
Reihe erwähnenswerter Ergebnisse. 

Bei der Prüfung der Kommissionsvorschläge zur 
Revision der VO Nr. 3 über die Soziale Sicherheit 
der Wanderarbeitnehmer gelangte der Rat bei meh- 


reren wichtigen Einzelfragen zu einer Einigung. Mit 
Hilfe dieser Lösungen können die endgültigen Be- 
stimmungen der neuen Verordnung ausgearbeitet 
werden. 

Der Rat nahm Kenntnis von dem Bericht der Kom- 
mission über die Arbeitsmarktlage und stellte fest, 
daß trotz des erheblichen noch vorhandenen Ange- 
bots an Arbeitskräften in der Gemeinschaft auch 
weiterhin auf Arbeitskräfte aus Drittstaaten zurück- 
gegriffen werden müsse. 

Auch die organisatorischen Fragen der Durchfüh- 
rung einer Konferenz über Beschäftigungsprobleme 
wurden vom Rat erörtert. Er beschloß, die auf euro- 
päischer Ebene vertretenen Organisationen einzu- 
laden. Außerdem sollen diejenigen Organisationen 
eine Einladung erhalten, die schon jetzt in den bei 
der Kommission gebildeten beratenden Ausschüssen 
vertreten sind, aber noch keinem europäischen Zu- 
sammenschluß angehören. Die Konferenz, an deren 
Vorbereitung die Sozialpartner ebenfalls mitwirken 
werden, wird nunmehr voraussichtlich Ende April 
stattfinden. 

Der von der Kommission erarbeitete „Vorschlag ei- 
ner Empfehlung über die Anwendung des Europäi- 
schen Berufsbildes für die Ausbildung von Fachar- 
beitern an spanenden Werkzeugmaschinen" liegt 
dem Rat zur Beratung vor. Das Europäische Parla- 
ment und der Wirtschafts- und Sozialausschuß ha- 
ben bereits zu dem Empfehlungsentwurf zustimmend 
Stellung genommen. 

63 . Die Gruppe Sozialfragen bereitet die für Mai 
d. J. vorgesehene nächste Ratstagung vor. Folgende 
Themen stehen dabei im Vordergrund: 

— Reform des Europäischen Sozialfonds; 

zu der Stellungnahme der Kommission haben 
sich inzwischen das Europäische Parlament und 
der Wirtschafts- und Sozialausschuß zustimmend 
geäußert; 

— Folgerungen, die aus der Konferenz über Be- 
schäftigungsprobleme zu ziehen sind; 

— Wirtschafts- und Finanzstudien der Kommission 
über die Soziale Sicherheit. 


XIV. Forschungspolitik 

64 . Aufgrund der Ratsbeschlüsse vom 31. Oktober 
1967 und 10. Dezember 1968 hatte die EWG-Arbeits- 
gruppe „Politik auf dem Gebiet der wissenschaftli- 
chen und technischen Forschung" im Frühjahr 1969 
einen zusammenfassenden Bericht vorgelegt, der 
eine große Zahl konkreter Vorschläge für gemein- 
same Aktionen auf den vom Rat ausgewählten 
sieben Gebieten (Datenverarbeitung und -Verbrei- 
tung, Fernmeldewesen, neue Verkehrsmittel, Um- 
welthygiene, Metallurgie, Ozeanographie und Me- 
teorologie) enthielt. Als Großprojekte wurden dabei 
die Entwicklung einer europäischen Datenverarbei- 
tungsanlage großer Leistung sowie der Bau und Be- 
trieb eines europäischen meteorologischen For- 
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schungs- und Rechenzentrums vorgeschlagen. Für 
das Gebiet der Metallurgie wurde ein Verfahren 
für die Zusammenarbeit aufgezeigt, nach dem Insti- 
tute oder Betriebe auf Empfehlung eines europäi- 
schen Gremiums öffentliche Mittel ihres Landes, 
oder, soweit es sich um Forschungszentren der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften handelt, aus deren Haus- 
halt erhalten. 

65 . Bei der Prüfung dieses Berichtes durch eine 
vom Rat am 30. Juni 1969 eingesetzte Gruppe hoher 
Beamter zeigte sich für einen großen Teil der vor- 
geschlagenen Aktionen ein übereinstimmendes In- 
teresse sämtlicher oder der meisten Mitgliedstaaten. 
Außerdem schälten sich bei den Beratungen der 
Gruppe folgende Schwerpunkte für die in Aussicht 
genommene Zusammenarbeit heraus: 

— Datenverarbeitung und -Verbreitung; 

— Umweltbelästigungen, einschließlich Fragen der 
Meeresverschmutzung; 

— Meteorologie, einschließlich eines für meteoro- 
logische Zwecke verwendbaren ozeanographi- 
schen Meßnetzes. 

Für den Bereich der Metallurgie wurde der Ver- 
fahrensvorschlag befürwortet. Im übrigen wurden 
die vorgeschlagenen Aktionen in drei Gruppen ein- 
geteilt: 

— Prospektiv- und Projektstudien; 

— Forschungs- und Entwicklungsprojekte, die der 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben dienen; 

— industrielle Projekte. 

66. Ende Oktober 1969 beschloß der Rat, wie in 
der Entschließung vom 10. Dezember 1968 vorge- 
sehen, eine Reihe von europäischen Drittländern 
zur Teilnahme an der Zusammenarbeit einzuladen. 
Unter Übersendung des Berichts der Arbeitsgruppe 
„Politik auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und 
technischen Forschung" und eines Memorandums, 
das die wesentlichen Schlußfolgerungen der Gruppe 
hoher Beamter enthielt, richtete der Rat diese Auf- 
forderung an zunächst folgende europäische Länder: 

— - die Beitrittsanwärter Großbritannien, Irland, Dä- 
nemark und Norwegen, 

— außerdem die ebenfalls als hochindustrialisiert 
anzusehenden Staaten Schweden, Schweiz und 
Österreich 

— sowie Spanien und Portugal. 

Alle diese Staaten haben sich grundsätzlich zur 
Zusammenarbeit bereit erklärt. 

Neben dem Ratsbeschluß vom 10. Dezember 1968 
soll die Zusammenarbeit auf einer Konferenz der 
für Technologie zuständigen Minister aller beteilig- 
ten Staaten festgelegt werden. Für den ersten Teil 
des Verfahrens zur Vorbereitung dieser Konferenz 
wurde nach längeren Verhandlungen im Ausschuß 
der Ständigen Vertreter beschlossen, zunächst Sach- 
verständigengruppen aller beteiligten Staaten ein- 


zusetzen, um die Möglichkeiten einer Zusammen- 
arbeit auf den einzelnen von der Gemeinschaft vor- 
geschlagenen Gebieten zu prüfen. Die deutsche Seite 
hat sich Vorbehalten, nach Vorlage der Berichte die- 
ser Sachverständigengruppen dem Rat ein geeigne- 
tes Verfahren vorzuschlagen, das eine Synthese die- 
ser Berichte erlaubt, um so die Ministerkonferenz 
wirksam vorzubereiten. Die Bundesregierung hofft, 
daß die Sachverständigengespräche rasch zu kon- 
kreten Ergebnissen führen. 

67 . Um die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit 
auf weiteren Gebieten zu prüfen, hat die Arbeits- 
gruppe „Politik auf dem Gebiet der wissenschaft- 
lichen und technischen Forschung" entsprechend ih- 
rem Mandat vom 31. Oktober 1967 mit einer Ge- 
genüberstellung der nationalen Programme und 
Haushalte auf dem Gebiet von Forschung und Ent- 
wicklung begonnen. Daneben werden vor allem die 
Arbeiten auf den Gebieten der wissenschaftlichen 
und technischen Information und Dokumentation, 
der Koordinierung der nachakademischen Ausbil- 
dung sowie der Intensivierung des Austauschs von 
Wissenschaftlern fortgesetzt. 


XV. Zoll- und Handelspolitik 
Zollpolitik 

68. Am 1. Januar 1970 setzte die Gemeinschaft die 
dritte Zollsenkungsrate der Kennedy-Runde in 
Kraft. Ausgenommen von dieser Regelung sind im 
Chemiebereich die Zollsätze, deren Senkung an die 
noch nicht verwirklichte Abschaffung des American 
Selling Price-Systems der USA geknüpft ist, sowie 
Zollsätze auf dem Uhrensektor, deren Senkung we- 
gen der Einführung einer neuen Swiss made-Rege- 
lung aufgeschoben wurde. 

Mit Ablauf der Übergangszeit ist die Zuständigkeit 
zur Durchführung von Antidumpingmaßnahmen im 
Bereich der EWG in vollem Umfange auf die Or- 
gane der Gemeinschaft übergegangen. 

Für die EWG und die anderen Industrieländer hat 
die OECD am 14. November 1969 der Welthandels- 
konferenz eine „substantielle Dokumentation" der 
Vorstellungen und Absichten bezüglich eines allge- 
meinen Zollpräferenzsystems zugunsten der Ent- 
wicklungsländer übermittelt. Dazu gehören die vor- 
läufigen Einzelangebote dieser Länder und der 
EWG. Verhandlungen in der OECD zwischen den 
Geberländern über eine Annäherung der verschie- 
denen Einzelangebote sind im Gange. Konsultatio- 
nen mit den Entwicklungsländern im Rahmen der 
WHK haben begonnen. 

Wegen weiterer multilateraler Zollsenkungspläne 
vgl. T. z. 71. 

69 . Die EWG hat in Einlösung einer Zusage aus 
der Kennedy-Runde mit Indien und Pakistan Ab- 
kommen auf Meistbegünstigungsbasis geschlossen, 
die indischen Juteerzeugnissen und handgefertigten 
Erzeugnissen aus beiden Ländern zollbegünstigten 
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Zugang auf dem Markt der Gemeinschaft gewähren. 
Die EWG und Indien haben beschlossen, Verhand- 
lungen über eine ähnliche Regelung für indische 
Kokosfasererzeugnisse zu führen. 

Handelspolitik 

70 . Der Rat verabschiedete im Dezember 1969 drei 
weitere wichtige Regelungen auf dem Wege zur 
Vereinheitlichung der Ein- und Ausfuhrregime der 
Mitgliedstaaten: 

— Eine Entscheidung über die Vereinheitlichung 
der Handelsabkommen und den Abschluß von 
Gemeinschaftsabkommen; 

— eine Verordnung über eine gemeinsame Rege- 
lung für die (mengenmäßig nicht beschränkte) 
Einfuhr aus Staatshandelsländern; 

— eine Verordnung über eine gemeinsame Aus- 
fuhrregelung. 

Die Arbeiten werden sich nunmehr stärker auf die 
materielle Vereinheitlichung der unterschiedlichen 
Ein- und Ausfuhrregelungen konzentrieren, insbe- 
sondere auf den Abschluß von Gemeinschaftsab- 
kommen (s. T. z. 69). Soweit diese noch nicht mög- 
lich sind, obliegt es jetzt dem Rat, die Mitgliedstaa- 
ten zur Führung von Verhandlungen auf der Grund- 
lage gemeinschaftlicher Richtlinien zu ermächtigen. 
Der Rat hat bereits einige derartige Entscheidungen 
betr. Verhandlungen mit Staatshandelsländern er- 
lassen. 

71 . Die Gemeinschaft und die Mitgliedstaaten be- 
teiligen sich an der Verwirklichung des von den 
Vertragsparteien des GATT im Februar dieses Jah- 
res beschlossenen Arbeitsprogramms für die Aus- 
weitung des Welthandels. Im Vordergrund der Ar- 
beiten steht der Abbau der zollfremden Handels- 
hemmnisse. Die laufenden vorbereitenden Arbeiten 
sollen bis Ende 1970 abgeschlossen sein, so daß die 
Vertragsparteien auf ihrer nächsten (XXVII.) Ta- 
gung in der Lage sind, eine Entscheidung über die 
Einleitung geeigneter Aktionen im industriellen wie 
im Agrarbereich zu treffen. Eine Zolltarifstudie des 
GATT soll weitere Liberalisierungsmöglichkeiten 
des Welthandels aufzeigen. 

72 . Der Rat nahm am 14. Januar 1970 die im GATT 
ausgehandelte Vereinbarung betreffend bestimmte 
Milcherzeugnisse an. In der Vereinbarung verpflich- 
ten sich die Teilnehmer, bei der Ausfuhr von Mager- 
milchpulver einen Mindestpreis von 20 Dollar/ 
100 kg fob einzuhalten. Die Vereinbarung bezweckt, 
daß der ruinöse Preiswettbewerb bei Magermilch- 
pulver auf den Weltmärkten beendet wird. Die Ge- 
meinschaft hat als größter Exporteur von Mager- 
milchpulver entscheidend dazu beigetragen, daß 
erstmals seit Abschluß der Kennedy-Runde im 
GATT ein positives Ergebnis auf einem Teilbe- 
reich des Agrarsektors erzielt wurde. 

Die Gemeinschaft beteiligte sich mit einer Delega- 
tion, der Vertreter der Kommission und der Mit- 
gliedstaaten angehörten, an der Sondertagung der 
FAO-Studiengruppe für Ölsaaten, Öle und Fette 
vom 26. Januar bis 6. Februar 1970 in London. Un- 


ter aktiver Mitwirkung der Gemeinschaftsdelegation 
wurde empfohlen, die Studiengruppe in einen Be- 
ratenden Ausschuß der FAO und der Welthandels- 
konferenz umzuwandeln und die Erörterungen auf 
die Lösung der kurzfristigen Probleme zu konzen- 
trieren. 

Handelsabkommen 

73 . Das Handelsabkommen mit Jugoslawien, das 
vor allem Regelungen über Zölle und auf dem 
Rindfleischsektor vorsieht, ist am 19. März 1970 in 
Brüssel unterzeichnet worden und wird damit am 
1. Mai 1970 in Kraft treten. 

Das Handelsabkommen mit dem Iran wurde um ein 
weiteres Jahr verlängert. 

Schließlich hat die Kommission bei der japanischen 
Regierung Sondierungen über den Abschluß eines 
Handelsabkommens vorgenommen und wird den 
Rat bitten, sie zur Aufnahme von Verhandlungen 
zu ermächtigen. 


XVI. Beitritte, Assoziierungen und 

besondere Beziehungen in Europa 

Beitrittsanträge 

74 . Der erfolgreiche Verlauf der Konferenz der 
Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten in 
Den Haag vom 1./2. Dezember 1969 ermöglichte dem 
Rat, die Beitrittsprobleme in konstruktivem Geist zu 
erörtern. Er erzielte am 8. Dezember 1969 Einigung 
über einen Themenkatalog wichtiger Sachfragen, zu 
denen die Bildung einer gemeinsamen Grundposi- 
tion vor Eröffnung der Beitrittsverhandlungen un- 
erläßlich ist. Erste Ergebnisse liegen bereits vor. Bei 
weiterhin zügigen Fortschritten müßte das gesteckte 
Ziel zu erreichen sein, mit den Beitrittsverhandlun- 
gen im Juni/Juli 1970 zu beginnen. Ausgangspunkt 
aller Überlegungen der Bundesregierung ist das 
Prinzip, einerseits den Bestand und den weiteren 
Ausbau der Gemeinschaft zu sichern, andererseits 
im Interesse der Erweiterung einen flexiblen Ver- 
handlungsspielraum zu wahren. 

Die Bundesregierung wird sich entsprechend den 
Beschlüssen von Den Haag dafür einsetzen, daß 
alsbald nach Aufnahme der Beitrittsverhandlungen 
in eine erste Gesprächsrunde mit denjenigen euro- 
päischen Staaten eingetreten wird, die aus Grün- 
den ihres internationalen Status keine Mitglied- 
schaft in der Gemeinschaft anstreben. Sie ist der 
Auffassung, daß diesen Staaten ein ihrer Bedeu- 
tung angemessener Platz im wirtschaftlichen Inte- 
grationsprozeß eingeräumt werden muß. 

Assoziierungen und besondere Beziehungen 
in Europa 

75 . In den Beziehungen der EWG zu Griechenland 
trat auch im letzten Halbjahr keine Änderung ein. 
Der Ausbau der Assoziation stagniert. Zur Abwick- 
lung der laufenden Geschäfte fand auf griechischen 
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Antrag am 20. Februar 1970 eine Tagung des Asso- 
ziationsrates auf Botschafterebene statt. Hierbei 
erteilte Griechenland seine Zustimmung zur teil- 
weisen Aussetzung der Zölle für einige Grunder- 
zeugnisse der chemischen Industrie auch für das 
Jahr 1970 und meldete insbesondere den Anspruch 
auf Wahrung seiner Interessen im Zuge der Errich- 
tung des gemeinsamen Marktes für Wein und Ta- 
bak an. 

76 . Die Verhandlungen mit der Türkei über ein 
Zusatzprotokoll zum Assoziationsabkommen nebst 
neuem Finanzprotokoll konnten innerhalb der ur- 
sprünglich geplanten Frist bis Ende 1969 nicht ab- 
geschlossen werden. 

Die Gemeinschaft unterbreitete der Türkei im As- 
soziationsrat auf Ministerebene am 9. Dezember 
1969 ein Kompromißangebot, welches anzunehmen 
sich die türkische Delegation auf der Tagung je- 
doch nicht in der Lage sah. Im Mittelpunkt des Ge- 
samtkomplexes stehen die noch offenen Fragen 
über das Ausmaß der Präferenz für eine Reihe tür- 
kischer Agrarerzeugnisse und die Höhe der Dar- 
lehen für türkische Investitionsvorhaben in der 
nächsten Fünfjahresperiode des Finanzprotokolls. 

Die Bundesregierung legt im Sinne der Münchener 
Empfehlungen des Gemischten Parlamentarischen 
Ausschusses EWG-Türkei vom Januar 1970 größ- 
ten Wert auf baldigen Abschluß der Verhandlungen. 
Sie wird sich, sobald die Türkei weiter verhandeln 
kann, weiterhin für eine Einigung auf der Basis 
konstruktiver Lösungen einsetzen, eingedenk des 
längerfristigen Ziels, die türkische Wirtschaft an 
den Gemeinsamen Markt heranzuführen. 

77 . Die Verhandlungen um ein präferenzielles Ab- 
kommen der Gemeinschaft mit Spanien, die wieder 
aufgenommen worden waren, nachdem der Rat am 
17. Oktober 1969 ein zweites Verhandlungsmandat 
erlassen hatte, wurden in einer letzten Verhand- 
lungsrunde vom 9. bis 12. März 1970 abgeschlossen, j 
Das Abkommen sieht vor, daß entsprechend den 
Vorschriften des GATT die Handelshemmnisse für 
den wesentlichen Teil des Warenaustausches zwi- 
schen der Gemeinschaft und Spanien in zwei Phasen 
beseitigt werden und regelt im einzelnen den Inhalt 
der ersten Phase, die wenigstens sechs Jahre dauern 
soll. 

78 . Die österreichische Regierung hat im Novem- 
ber 1969 ihren Wunsch zum Ausdruck gebracht, im 
Vorgriff auf das nach wie vor angestrebte umfas- 
sende Abkommen Verhandlungen über den gegen- 
seitigen Abbau von Handelshemmnissen aufzuneh- 
men. In Sondierungsgesprächen mit der Kommission 
wurde inzwischen präzisiert, daß das Ziel der Ver- 
handlungen eine Ubergangs-Teilpräferenzregelung 
mit einer Zollsenkung von vorerst 30 bis 40% und 
gezielten Vergünstigungen im Agrarbereich sein 
soll. Das Abkommen sollte möglichst einfach ge- 
halten sein und noch vor dem Beginn der Verhand- 
lungen mit den Beitrittskandidaten abgeschlossen 
werden. Wenn die Ergebnisse der Beitrittsverhand- 
lungen vorliegen, wären die Verhandlungen mit 


dem Ziel fortzusetzen, das Abkommen nach dem 
Beispiel anderer nicht beitretender Staaten auszu- 
gestalten oder aber ihm einen eigenen Rahmen zu 
geben. 

Die Kommission hat im Februar 1970 einen Bericht 
über die Sondierungsgespräche vorgelegt, in dem 
sie die österreichischen Vorstellungen darlegt und 
ihrerseits dazu Stellung nimmt. Sie äußert sich 
grundsätzlich positiv und spricht sich für die mög- 
lichst baldige Aufnahme von Verhandlungen aus. 

79 . Auf seiner Tagung am 6. März 1970 erteilte 
der Rat der Kommission ein Mandat für die Auf- 
nahme von Verhandlungen mit Malta über ein Ab- 
kommen, das in zwei Stufen zu einer Zollunion 
führen soll. Gegenstand der Verhandlungen soll zu- 
nächst die Handelsregelung für die erste Stufe von 
5 Jahren sein. 


XVII. Assoziierungen und Präferenzabkommen 
mit außereuropäischen Ländern 

80 . Zum neuen Assoziierungsabkommen zwischen 
der EWG und den siebzehn afrikanischen Staaten 
und Madagaskar (AASM) vom 29. Juli 1969 hat die 
Bundesregierung kürzlich den Entwurf eines Zu- 
stimmungsgesetzes den gesetzgebenden Körper- 
schaften zugeleitet. Mit dem Inkrafttreten des neuen 
Abkommens ist Mitte 1970 zu rechnen. Bis dahin 
gelten Übergangsbestimmungen. 

81 . In den Beziehungen der Gemeinschaft zu Ni- 
geria haben sich auch durch Beendigung des Sezes- 
sionskrieges bisher keine neuen Gesichtspunkte er- 
geben. 

82 . Zum neuen Assoziierungsabkommen mit den 
drei ostafrikanischen Staaten Kenia, Uganda und 
Tansania vom 24. September 1969 wird den gesetz- 
gebenden Körperschaften in Kürze der Entwurf ei- 
nes Zustimmungsgesetzes zugehen. Das Abkommen 
soll - zusammen mit dem Abkommen mit den sieb- 
zehn afrikanischen Staaten und Madagaskar - eben- 
falls Mitte 1970 in Kraft treten. 

83 . Die Assoziationsabkommen mit Marokko und 
Tunesien, die seit dem 1. September 1969 in Kraft 
sind, entwickeln sich zufriedenstellend. Gewisse 
Schwierigkeiten ergeben sich aus der zeitweiligen 
Aussetzung der Präferenz für Zitrusfrüchte wegen 
Verletzung der vertraglich vereinbarten Preisdis- 
ziplin. 

84 . Algerien hat kürzlich erneut Interesse an einer 
Assoziierung bekundet. Eine Erörterung dieses 
Wunsches im Rat steht jedoch noch aus. 

85 . Die Verhandlungen über ein Präferenzabkom- 
men mit Israel stehen kurz vor dem Abschluß. In 
dem Abkommen räumen sich die EWG und Israel 
gegenseitig Präferenzen ein, die jedoch nur zu ei- 
nem partiellen Abbau der Handelshemmnisse füh- 
ren. Es steht daher noch nicht mit Sicherheit fest, 
wie das Abkommen im GATT beurteilt werden 
wird. 
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Die Europäische Atomgemeinschaft 


86. Die Europäische Atomgemeinschaft (Euratom) 
hatte nach Auslaufen des 2. Fünfjahres-Programms 
in den Jahren 1968 und 1969 nur über unbefriedi- 
gende Ubergangsprogramme verfügt. Nachdem 
auch auf einer Ratstagung am 28. Oktober 1969 in 
Luxemburg keine konkreten Ergebnisse hatten er- 
reicht werden können, gelang es dem Ministerrat 
auf einer Tagung am 6. Dezember 1969, eine Ent- 
scheidung zu erreichen, die eine zukunftsweisende 
Orientierung ermöglicht. Die weitgehend an deut- 
sche Vorschläge anknüpfende Entschließung sieht 
in Fortführung der auf der Gipfelkonferenz in 
Den Haag erzielten positiven Ansätze vor, die Ge- 
meinsame Forschungsstelle in ihrer Organisation zu 
verbessern und zu einem wirkungsvollen Instrument 
der Gemeinschaft zu gestalten. Die Forschungsstelle 
soll mit einem modernen, den wissenschaftlich-tech- 
nischen sowie industriellen Bedürfnissen angepaß- 
ten Management ausgestattet werden. Sie soll da- 
mit den Anforderungen gerecht werden können, 
die sich aus den gemeinsamen und besonderen Pro- 
grammen sowie der Betrauung mit neuen, nicht- 
nuklearen Aufgaben und mit der Durchführung von 
Auftragsarbeiten für die Industrie und andere öf- 
fentliche oder private Stellen ergeben. Zu den neu- 
en, nicht-nuklearen Forschungsarbeiten werden ins- 
besondere solche gehören, die im Rahmen der wis- 
senschaftlich-technologischen Zusammenarbeit auf- 
gegriffen werden sollen, die die sechs Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft anderen europäischen Staaten 
auf bestimmten Gebieten vorgeschlagen haben. 
Während der Zeit der Umstrukturierung und der 
Schaffung der Voraussetzungen für die Einbezie- 
hung neuer Tätigkeiten soll unter Beibehaltung der 
derzeitigen Kapazität der Zentren für das Jahr 
1970 und erforderlichenfalls auch 1971 das bisherige 
Übergangsprogramm fortgeführt werden. Jedoch 
soll in dieser Zeit bereits ein neues Mehrjahres- 
programm festgelegt werden. 

87 . Der Rat kam am 6. Dezember 1969 ferner über- 
ein, während dieser Zeit die ersten Beschlüsse im 
Hinblick auf eine möglichst weitgehende Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der fortgeschrittenen Re- 
aktoren und insbesondere der Schnellen Reaktoren 
zu fassen und zu dem Vorschlag der Kommission 


über die langfristige Versorgung mit angereicher- 
tem Uran Stellung zu nehmen. 

88. In seiner Sitzung am 19. /20. Januar 1970 legte 
der Rat das Euratom-Forschungs- und Ausbildungs- 
programm für 1970 im Detail fest und billigte den 
Entwurf des Forschungs- und Investitionshaushalts 
für 1970. Dieses Programm, für das der Rat insge- 
samt 48,63 Mio RE bewilligte, besteht, wie schon 
1969, etwa je zur Hälfte aus einem gemeinsamen 
Programm (23,50 Mio RE) und sog. Ergänzungspro- 
grammen (25,13 Mio RE), an denen sich nicht sämt- 
liche Mitgliedstaaten beteiligen. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist an allen Ergänzungsprogrammen be- 
teiligt, zu denen sie - abgesehen von einer Aktion, 
bei der ihr Anteil niedriger ist - jeweils zwischen 
40,5% und 42,89 % beiträgt. Der Haushalt sieht ein- 
schließlich übertragener Restmittel Verpflichtungser- 
mächtigungen von insgesamt rund 53,3 Mio RE (da- 
von etwa 3 Mio RE für die Beibehaltung des der- 
zeit durch die Programme nicht voll ausgelasteten 
Personals) sowie Zahlungsermächtigungen in Höhe 
von 63,5 Mio RE vor. 

Der Rat hat diesen Entwurf in seiner Sitzung am 
677. März 1970 endgültig gebilligt, jedoch zusätz- 
lich 100 000 RE für Umstrukturierungsmaßnahmen 
und Studien für nicht-nukleare Tätigkeiten bereit- 
gestellt und damit teilweise den Empfehlungen des 
Europäischen Parlaments Rechnung getragen. Die- 
ser Betrag sollte jedoch erst freigegeben werden, 
wenn die Kommission den Mitgliedstaaten konkrete 
Vorschläge über den Einsatz dieser Mittel unterbrei- 
tet und der Rat gewisse Grundlinien festgelegt hat. 

89 . Zur Vorbereitung der Errichtung eines interna- 
tionalen Nuklear-Informationssystems (INIS) hat 
die Internationale- Atomenergie-Organisation (IAEO) 
einen Vertrag mit der Europäischen Atomgemein- 
schaft abgeschlossen, aufgrund dessen Euratom der 
IAEO wertvolle Unterstützung insbesondere im Hin- 
blick auf die Entwicklung des Thesaurus sowie bei 
der Aufstellung von Programmen für die Auswer- 
tung der INIS-Kartei gewähren wird. Inzwischen hat 
die IAEO die Europäische Atomgemeinschaft einge- 
laden, sich neben den Regierungen der Mitglied- 
staaten an diesem System zu beteiligen. 
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Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


Allgemeine Angelegenheiten 
Anpassungs- und Umstellungsmaßnahmen 

90 . Die Anpassungsmaßnahmen im Steinkohlen- 
bergbau und in der Stahlindustrie sind infolge der 
guten Beschäftigungslage dieser Industrien fast voll- 
ständig eingestellt worden, so daß die Bundesregie- 
rung im Berichtszeitraum bei der Kommission kei- 
nen Antrag auf Gewährung von Anpassungsbeihil- 
fen gemäß Artikel 56 § 2 Buchstabe b des EGKS- 
Vertrages zu stellen brauchte. 

Von den der Kommission bereits in früheren Perio- 
den zugeleiteten Anträgen hat diese im Berichtszeit- 
raum 6 Anträge mit einer Beihilfesumme von 12 Mio 
DM für 3656 betroffene Arbeitnehmer genehmigt; 
die Beihilfesumme wird von der Kommission und 
der Bundesregierung je zur Hälfte getragen. Einen 
Antrag, der einen Grenzfall im Steinkohlenbergbau 
betraf, hat die Kommission abgelehnt. 

91 . Ihrer Grundsatzentscheidung vom 9. Juni 1968 
folgend, hat die Kommission eine Einzelentschei- 
dung über die Anwendung der Abfindungsgeld- 
regelung auf die Arbeitnehmer des Eisenerzberg- 
baus getroffen, die dem Antrag der Bundesregie- 
rung im wesentlichen entspricht. Damit wird das 
Abfindungsgeld sowohl im Bereich des Steinkohlen- 
bergbaus als auch im Bereich des Eisenerzbergbaus 
als Beihilfe im Sinne von Artikel 56 § 2 Buchstabe b 
des EGKS-Vertrages behandelt. 

92 . Die Errichtung neuer industrieller Arbeitsplätze 
in den vom Strukturwandel betroffenen Montanre- 
vieren der Bundesrepublik hat die Kommission im 
Vergleich zu früheren Perioden nur mit geringerer 
Intensität gefördert. Genehmigt wurden lediglich 
3 Anträge auf Gewährung von Umstellungskrediten 
nach Artikel 56 § 2 Buchstabe a des EGKS-Vertra- 
ges, und zwar mit einer Kreditsumme von insge- 
samt rd. 22 Mio DM, wovon nur rd. 14 Mio DM die 
in dieser Vertragsbestimmung vorgesehene Zinsver- 
günstigung erhielten. 

Im gleichen Zeitraum hat die Bundesregierung 6 
neue Anträge mit einem Gesamtvolumen von rd. 
66 Mio DM zur Genehmigung vorgelegt. Unter Ein- 
beziehung dieser 6 Anträge steht die Entscheidung 
der Kommission noch in 13 Fällen mit einem bean- 
tragten Kreditvolumen von zusammen rd. 151 Mio 
DM aus. Die Bundesregierung hat den Präsidenten 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
um Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens 
gebeten. 

Verkehrspolitik 

93 . Die Kommission hat am 19. Januar 1970 die 
von der Bundesregierung und der französischen 
Regierung getroffenen Maßnahmen genehmigt, 


durch die die Tariferhöhungen der DB bzw. der 
SNCF für den Transport von Minetteerz nach dem 
Saarland rückgängig gemacht worden waren. Außer- 
dem liegt der Kommission der Antrag auf Geneh- 
migung der Frachthilfe für die Beförderung deut- 
scher Eisenerze vor. Die endgültige Entscheidung 
über die Unterstützungstarife zugunsten von Un- 
ternehmen der Kohleförderung und der Stahl- 
erzeugung im Saarland, die vorläufig bis zum 
31. Dezember 1970 genehmigt sind, wird zur Zeit 
von der Kommission in Zusammenarbeit mit der 
Bundesregierung vorbereitet. 

Arbeiterwohnungsbau 

94 . Für die BRD standen im 6. Programm für den 
Arbeiterwohnungsbau 10 Mio RE zur Verfügung, 
die von der Kommission aus Mitteln der Spezial- 
reserven verbindlich zugesagt waren. Bis zum 1. Ok- 
tober 1969 waren aus diesem Programm 8,825 Mio 
RE gezahlt worden, so daß im Berichtszeitraum noch 
1,175 Mio RE zur Verfügung stehen, die für Woh- 
nungen für Bergarbeiter im Ruhrgebiet bestimmt 
sind. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
hat jetzt ein 7. EGKS-Programm für den Wohnungs- 
bau für Arbeiter der Montanindustrien verabschie- 
det. Es ist in zwei Tranchen geteilt, deren erste für 
die Jahre 1971 und 1972 wieder mit 10 Mio RE an- 
gesetzt ist. Mit diesen Mitteln sollen ca. 5000 Wohn- 
einheiten bezuschußt werden. Mittel und Bauvolu- 
men der zweiten Tranche sollen erst Ende 1972 fest- 
gesetzt werden. 

Eine Aufgliederung der ersten Tranche auf die 
Staaten der EWG bzw. spezielle Bauvorhaben wird 
zur Zeit noch vorbereitet. 

Studien und Forschung 

95 . Im Berichtszeitraum wurde die Prüfung von 
13 konkreten Forschungsvorhaben des Kohle- und 
Stahlbereichs abgeschlossen. Der Rat hat dem An- 
trag der Kommission zugestimmt, für diese Vorha- 
ben insgesamt etwa 30 Mio DM auf der Grundlage 
des Artikels 55 § 2 Buchstabe c des EGKS-Vertrages 
bereitzustellen. Davon entfallen auf 

7 Kohleprogramme 17,6 Mio DM, 

2 Programme betr. die Sicher- 
heit im Steinkohlenbergbau 1,1 Mio DM und 
4 Programme im Eisen- 

und Stahlbereich 11,3 Mio DM. 

Gemeinsamer Markt „Kohle“ 

96 . Die starke Belebung des Kohlemarktes der 
Gemeinschaft blieb im Berichtszeitraum erhalten. 
Vorwiegend durch die Hochkonjunktur und die ho- 
he Nachfrage der Eisen- und Stahlindustrie bedingt, 
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haben sich auf dem Koksmarkt Marktanspannungen 
ergeben, die durch den langen und kalten Winter 
1968/69 noch verstärkt wurden. Die Nachfrage nach 
Steinkohlenkoks konnte daher nicht in allen Ver- 
brauchsbereichen voll gedeckt werden; Ergänzungs- 
brennstoffe, wie Braunkohlen- und Steinkohlenbri- 
ketts sowie Steinkohle, standen jedoch in ausrei- 
chender Menge zur Verfügung. 

97 . Die Steinkohlenförderung in der Gemeinschaft 
hat im Jahre 1969 mit rd. 171 Mio t nicht mehr das 
Ergebnis des Jahres 1968 (rd. 176 Mio t) erreicht. 
Die Förderung in der Bundesrepublik ist jedoch mit 
111,6 Mio t gegenüber dem Vorjahr (112 Mio t) fast 
konstant geblieben. In der Gemeinschaft konnten 
neben der gesamten Förderung im Jahre 1969 wie- 
derum erhebliche Mengen (rd. 10 Mio t) von der 
Halde abgesetzt werden. 

Wegen der starken und weltweiten Koksnachfrage 
war die Kokserzeugung in der Gemeinschaft bis zur 
äußersten Kapazitätsgrenze ausgenutzt. Im Jahre 
1969 wurden an Zechen- und Hüttenkoks 68,5 Mio t 
oder 3,3 Mio t bzw. 5,2% mehr als im Jahre 1968 
erzeugt. In der Bundesrepublik erreichte die Zechen- 
und Hüttenkokserzeugung 39,0 Mio t gegenüber 
36,2 Mio t im Vorjahr. 

98 . Die Einfuhren von Drittlandskohle und -koks 
in die Gemeinschaft sind erstmals seit Jahren wieder 
angestiegen. Gegenüber der im Jahre 1968 einge- 
führten Menge von rd. 22 Mio t wurden in 1969 
mehr als 23 Mio t bezogen. Im Rahmen dieser Men- 
ge sind die Importe aus den USA weiter zurückge- 
gangen, diejenigen aus Polen und Großbritannien 
jedoch gestiegen. In die Bundesrepublik wurden 
1969 aus Drittländern 5,3 Mio t Steinkohle/Stein- 
kohlenbriketts (Vorjahr 4,7 Mio t) und 0,2 Mio t 
Steinkohlenkoks (Vorjahr 0,05 Mio t) eingeführt. 

Im Januar 1970 hat die Kommission den Wunsch 
geäußert, umfassender als bisher über die jeweili- 
gen Einfuhrabsichten der Mitgliedstaaten bei Stein- 
kohle und Steinkohlenerzeugnissen unterrichtet zu 
werden. In Zukunft sollen vor den jeweiligen Kohle- 
Quartalsbesprechungen entsprechende Unterlagen 
vorbereitet werden und in den Besprechungen ein 
Gedankenaustausch stattfinden. 

99 . Der Austausch innerhalb der Gemeinschaft wird 
fast nur noch von den deutschen Lieferrevieren be- 
stimmt. Ihr Anteil am Austausch stieg 1969 auf an- 
nähernd 90%, obwohl mengenmäßig gesehen ein 
Rückgang zu verzeichnen ist. Die deutschen Liefe- 
rungen betrugen 1969 insgesamt 23,7 Mio t (15,8 
Mio t SK/SKB und 7,9 Mio t SKK) gegenüber 24,9 
Mio t (17,9 Mio t SK/SKB und 7,0 Mio t SKK) im 
Jahre 1968. 

100 . Das Auslaufen der Entscheidung der Hohen 
Behörde Nr. 1/67 vom 21. Februar 1967, über die 
Kokskohleregelung am 31. Dezember 1969 machte 
eine neue Entscheidung über Kokskohle- und Koks- 
lieferungen an die Eisen- und Stahlindustrie der 
Gemeinschaft erforderlich. Eine entsprechende Neu- 
regelung ist durch die Entscheidung der Kommission 


Nr. 70/1 vom 19. Dezember 1969 erfolgt. Die Ent- 
scheidung ist am 1. Januar 1970 in Kraft getreten 
und hat eine Geltungsdauer von drei Jahren; sie 
sieht entgegen der bisherigen Regelung ein neues 
Beihilfesystem, bestehend aus einer Förder- und 
einer Absatzbeihilfe vor. Soweit die Absatzbeihilfe 
für Lieferungen im Gemeinschaftsaustausch gewährt 
wird, werden die aufgewandten Beträge von den 
Empfangsländern und der Kommission erstattet. 

Gemeinsamer Markt „Stahl“ 

101 . Die starke Stahlnachfrage in der Gemeinschaft 
und auf den anderen Märkten im Jahre 1969 ermög- 
lichte den eisenschaffenden Unternehmen der Ge- 
meinschaft erneut eine beträchtliche Produktions- 
steigerung. Ihre Rohstahlerzeugung übertraf 1969 
mit 107,3 Mio t das Vorjahresergebnis (1968: 98,6 
Mio t) um rd. 9%. Der Anteil der Gemeinschaft an 
der Weltrohstahlerzeugung blieb mit 18,8% (1968: 
18,6%) nahezu unverändert. 

Der Binnenaustausch der Gemeinschaft mit Walz- 
stahl erhöhte sich 1969 auf ca. 17,4 Mio t (1968: 
15,5 Mio t). 

Die Walzstahleinfuhr aus dritten Ländern in die 
Gemeinschaft (1968: rd. 3 Mio t) stieg 1969 auf ca. 
4,7 Mio t an. Die Walzstahlausfuhr der Gemein- 
schaft in dritte Lander war 1969 mit ca. 14,1 Mio t 
geringer als im Vorjahr (1968: 15,3 Mio t). 

102 . Die Lage des gemeinsamen Stahlmarktes war 

1969 durch Verknappung bei bestimmten Stahl- 
sorten und Preisanstieg gekennzeichnet. Zur Ver- 
besserung der Versorgungsbedingungen wurden 
daher aufgrund gemeinsamer Beschlüsse der Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten die Einfuhrmöglich- 
keiten für Stahl aus Staatshandelsländern erheblich 
erweitert und im Zeitraum Oktober 1969 bis Mai 

1970 die Zölle für bestimmte Erzeugnisse ganz oder 
teilweise ausgesetzt. Bereits bestehende zollbegün- 
stigte Kontingente für gewisse Spezialstähle wur- 
den erhöht, um den traditionellen Bedingungen des 
Handels in diesen Stählen mit dritten Ländern bes- 
ser zu entsprechen. 

Durch die hohe Stahlproduktion wurden Kapazitä- 
ten und Rohstoffversorgungsquellen der Unter- 
nehmen sehr weitgehend in Anspruch genommen, 
wobei die Nachfrage nach Hochofenkoks nicht im- 
mer voll befriedigt wurde. 

103 . Das Bemühen der Stahlunternehmen war auch 
weiterhin auf betriebliche Rationalisierung und 
Verbesserung der Produktionstechnik und der über- 
betrieblichen Zusammenarbeit gerichtet. 

104 . Die Kommission hat das bedeutsame Vor- 
gehen der August Thyssen-Hütte AG und der Man- 
nesmann AG im Stahlrohrbereich (Mannesmann- 
röhren-Werke) durch Entscheidung nach Artikel 66 
des EGKS-Vertrages genehmigt. 

105 . Durch ihre „Grundzüge einer Wettbewerbs- 
politik hinsichtlich der Strukturen der Stahlindu- 
strie" hat die Kommission Hinweise auf ihre wett- 
bewerbspolitischen Vorstellungen gegeben. 
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Der Bundesminister für Wirtschaft 


Anlage 

Bonn, den 12. Februar 1970 


Memorandum 

Grundlinien eines Stufenplanes zur Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Währungsunion in der EWG 


I. 

Mit dem Beschluß der Gipfelkonferenz von Den 
Haag, einen Stufenplan zur Verwirklichung der 
Wirtschafts- und Währungsunion in der EWG 
erarbeiten zu lassen, wurde ein Anstoß von grund- 
legender Bedeutung für die Vollendung der wirt- 
schaftlichen Integration Europas gegeben. Eine der- 
artige Weiterentwicklung der Gemeinschaft ist 
dringend erforderlich: 

1. Die Wirtschafts- und Währungsunion ist eine 
Voraussetzung für die volle Nutzung der wirt- 
schaftlichen Kräfte Europas, für die Verwirk- 
lichung der politischen Integration und die Stär- 
kung der wirtschaftlichen und politischen Posi- 
tion Europas. 

2. Die Volkswirtschaften der Gemeinschaft sind be- 
reits eng verflochten. Ökonomische Ungleich- 
gewichte wirken sich heute unmittelbar und 
ohne größere Verzögerungen auf die Gesamt- 
entwicklung der Gemeinschaft aus. Vor allem 
werden Inflationstendenzen leichter und schnel- 
ler als bisher übertragen. Die vergangenen Jahre 
haben deutlich gezeigt, daß die Folgen derarti- 
ger Ungleichgewichte Verzerrungen und Ein- 
schränkungen im Güter-, Leistungs- und Kapital- 
verkehr innerhalb der Gemeinschaft sind. Gleich- 
zeitig wird die Funktionsfähigkeit von Ge- 
meinschaftsregelungen in Teilbereichen wie dem 
Agrarmarkt ernsthaft gestört. Diese Gefahren 
können nur gebannt werden, wenn entscheiden- 
de Fortschritte bei der Harmonisierung und 
Koordinierung der Wirtschaftspolitiken erzielt 
werden. 

Der Stufenplan sollte vor allem Regelungen für die 
Entwicklung einer harmonisierten und gemein- 
samen Gesamtwirtschafts- und Währungspolitik 
enthalten. Daneben müssen die Arbeiten zur 
Weiterentwicklung des Integrationsprozesses in den 
übrigen Bereichen mit unverminderter Intensität 


fortgesetzt werden. So müssen insbesondere die 
nationalen Rechtsvorschriften auf vielen Gebieten 
so weit angeglichen werden, daß Störungen und 
Verzerrungen des Wettbewerbs innerhalb der Ge- 
meinschaft gemildert oder beseitigt werden. Be- 
sondere Bedeutung kommt in diesem Zusammen- 
hang einer wettbewerbsneutralen Gestaltung der 
indirekten und direkten Steuern zu. Die Harmoni- 
sierung der Steuerpolitik gehört ebenso zu einer 
Wirtschafts- und Währungsunion wie eine welt- 
offene Außenwirtschaftspolitik. 


II. 

Bei der Ausarbeitung des Stufenplanes sollte be- 
achtet werden: 

1. Der Stufenplan muß realistisch sein. Die Über- 
windung der noch bestehenden Divergenzen in 
den wirtschaftspolitischen Zielvorstellungen der 
Staaten der Gemeinschaft kann nicht von heute 
auf morgen erfolgen. Dies umsomehr, als be- 
stehende strukturelle Unterschiede zwischen den 
Volkswirtschaften die Verwirklichung gemein- 
samer Ziele erschweren können. Unterschiede in 
den wirtschaftlichen Strukturen werden und sol- 
len zwar immer bestehen, sie müssen jedoch 
auf ein für die Gesamtentwicklung der Gemein- 
schaft tragbares Maß begrenzt werden. Die Tat- 
sache, daß dies nur durch beharrliches und ge- 
meinsames Bemühen geschehen kann, sollte 
ebenso in die Überlegungen einbezogen werden 
wie das Bestehen unterschiedlicher wirtschaft- 
licher Verhaltensweisen. Der Plan muß berück- 
sichtigen, daß die Verringerung dieser Unter- 
schiede und die Schaffung einer größeren Ge- 
meinsamkeit nur in einem längeren Prozeß von 
etwa einer Dekade erfolgen kann. Die Endstufe 
könnte etwa um das Jahr 1978 eingeleitet wer- 
den. 

2. Der Stufenplan sollte vorsehen, daß in diesem 
Prozeß zunächst die ökonomischen und politi- 
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sehen Voraussetzungen für eine gleichgewichtige 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung in der Ge- 
meinschaft geschaffen werden. Wenn so die 
Gefahr der Entstehung von schwerwiegenden 
ökonomischen Ungleichgewichten zwischen den 
Mitgliedstaaten entscheidend vermindert ist, 
wird die Zeit dafür reif sein, in das Stadium 
einer Währungsunion mit dem Übergang zu 
festen und garantierten Währungsparitäten ein- 
zutreten. 

3. Innerhalb des Stufenplanes sollte der Übergang 
von der einen zur anderen Stufe von der Er- 
füllung der essentiellen Bestandteile der vor- 
hergehenden Stufe abhängig gemacht werden. 
Hierüber müßte im Rat jeweils Übereinstim- 
mung erzielt werden. 

4. Der für den Aufbau der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion notwendige Integrationsprozeß wird 
mit einer weiteren Verlagerung wesentlicher 
nationaler Kompetenzen auf die Gemeinschaft 
verbunden sein. Der Vertrag muß deshalb für 
den Ausbau der späteren Stufen in gewissem 
Umfang ergänzt werden. Dabei werden dem 
Europäischen Parlament entsprechende Befug- 
nisse übertragen werden müssen. Die Übertra- 
gung von Zuständigkeiten auf die Gemeinschaft 
könnte auch Konsequenzen für die Kompetenz- 
verteilung in währungs- und finanzpolitischen 
Fragen für die Staaten selbst haben. 


III. 

Im einzelnen sollte der Stufenplan insbesondere 
folgende Elemente enthalten: 


Stufe 1 

Schaffung der Grundlagen für die Harmonisierung 

der Wirtschafts- und Währungspolitik 

1. Weitere Konkretisierung und Harmonisierung 
der mittelfristigen wirtschaftspolitischen Ziele 
auf der Grundlage des Memorandums der Kom- 
mission über die mittelfristigen gesamtwirt- 
schaftlichen Orientierungen für die Wirtschafts- 
politik in der Gemeinschaft vom 15. Dezember 
1969 und der Stellungnahme des Ministerrats 
vom 26. Januar 1970. Die mittelfristigen Ziele 
sollten durch den Ausschuß für mittelfristige 
Wirtschaftspolitik jährlich überprüft werden. 

2. Zur Verwirklichung dieser abgestimmten Ziel- 
setzungen sollte beigetragen werden durch: 

2.1. Verstärkte Anwendung des am 17. Juli 1969 
beschlossenen Konsultationsverfahrens für 
wichtige Maßnahmen der kurzfristigen Wirt- 
schaftspolitik. 


2.2. Einführung eines jährlichen Wirtschaftsberich- 
tes der Kommission, der zu Anfang eines jeden 
Jahres vorzulegen ist. Dieser Bericht sollte 
Rechenschaft über den Stand der Koordinierung 
und Harmonisierung geben, bestehende und 
drohende Abweichungen von den mittelfristi- 
gen Zielsetzungen aufzeigen und Vorschläge für 
Empfehlungen zur Wirtschafts-, Währungs- und 
Finanzpolitik der Partnerstaaten (im Hinblick 
auf die globale Nachfragesteuerung) für das 
laufende Jahr enthalten. Als Grundlage für die 
Empfehlungen sollten außerdem quantitative 
Zielvorstellungen, welche die Gemeinschaft im 
laufenden Jahr anstreben sollte, dargelegt wer- 
den. Die im Wirtschaftsbericht der Kommis- 
sion vorgeschlagenen Maßnahmen sollten 
Grundlage für Empfehlungen des Rates an die 
Mitgliedstaaten sein. Der Rat sollte dabei auch 
von den ihm durch Artikel 103 EWG-Vertrag 
übertragenen Kompetenzen Gebrauch machen. 

2.3. Überprüfung und Verbesserung des konjunk- 
tur- und finanzpolitischen Instrumentariums in 
der Gemeinschaft. Ziel sollte sein, die natio- 
nalen Instrumentarien so auszugestalten und 
ggf. zu ergänzen, daß sie einen vergleichbaren 
Effizienzgrad erreichen. 

2.4. Verstärkte Abstimmung der nationalen Struk- 
turpolitiken auf der Grundlage des Zweiten 
Programms für die mittelfristige Wirtschafts- 
politik. 

3. Die Voraussetzungen und technischen Grund- 
lagen für die kurz- und mittelfristige Diagnose 
der wirtschaftlichen Entwicklung in der Ge- 
meinschaft sollten verbessert werden durch: 

3.1. Die energische Fortsetzung der Arbeiten zur 
Harmonisierung und Verbesserung der Kon- 
junkturstatistiken in der Gemeinschaft, 

3.2. den Ausbau des Systems von Warnindikatoren, 

3.3. bessere Harmonisierung der nationalen Projek- 
tionen durch umfangreichere Basisinformatio- 
nen für die Ausfüllung des einheitlichen ge- 
samtwirtschaftlichen Kontensystems der Ge- 
meinschaft und durch Vereinheitlichung der 
Prognosezeiträume mit jährlichen Fortschrei- 
bungen. 

4. Auf währungspolitischem Gebiet könnte vorge- 
sehen werden: 

4.1. Anwendung des kurzfristigen Beistandsmecha- 
nismus bei temporären Zahlungsbilanzschwie- 
rigkeiten durch die Notenbanken. Bei Inan- 
spruchnahme von Krediten sollte ein Konsul- 
tationsverfahren in Gang gesetzt werden. 

4.2. Beschlußfassung über das mittelfristige Bei- 
standssystem bei Zahlungsbilanzungleichge- 
wichten als Vorstufe zu einem später zu bilden- 
den Europäischen Reservefonds. Die Gewäh- 
rung von Krediten müßte mit wirtschaftspoliti- 
schen Auflagen verbunden sein. Mit diesen 
Auflagen könnte der Beistandsmechanismus zur 
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Verwirklichung der Harmonisierung der mittel- 
fristigen Zielsetzungen beitragen. 

4.3. Verstärkte Abstimmung und Konsultationen in 
Fragen der Geld-, Kredit- und Währungspoli- 
tik, die von gemeinsamem Interesse für die 
Partner der Gemeinschaft sind. Dabei sollte es 
zu einer möglichst engen Zusammenarbeit zwi- 
schen den Präsidenten der Notenbanken und 
dem Rat kommen. Angestrebt werden müßte 
insbesondere: 

— Konzertiertes Vorgehen der Mitgliedstaa- 
ten der EWG in internationalen Währungs- 
gremien. Grundlage der Abstimmung sollte 
die Erklärung des Rates vom 8. Mai 1964 
bilden. 

— Inanspruchnahme mittelfristiger internatio- 
naler Kredite bei Zahlungsbilanzschwierig- 
keiten nur nach vorheriger Konsultation in 
der Gemeinschaft. 

— Verstärkte Konsultation der nationalen 
Zins- und Kreditpolitik im Währungsaus- 
schuß und im Ausschuß der Notenbank- j 
gouverneure. 

5. Gleichzeitig müssen die Geld- und Kapital- 
märkte der Gemeinschaft schrittweise libera- 
lisiert werden. Seit 1962 sind hier keine Fort- 
schritte mehr erzielt worden. Gerade von einem 
liberalisierten und leistungsfähigen Kapital- 
markt würden jedoch erhebliche positive Wir- 
kungen auf die Integration ausgehen. Dem Rat 
sollten von der Kommission sobald wie möglich 
Vorschläge für eine effektive Liberalisierung 
im Sinne von Artikel 67 EWG-Vertrag vor- 
gelegt werden. Das Schwergewicht könnte zu- 
nächst auf der Liberalisierung der Wertpapier- 
märkte liegen. 


Stufe 2 

Verwirklichung einer gleichgewichtigeren 
Wirtschaftsentwicklung 

In dieser Stufe kommt es vor allem darauf an, die 

gemeinsamen, in Stufe 1 gesetzten Ziele in die 

Praxis umzusetzen. 

1. Zur Unterstützung der Bemühungen, die Wirt- 
schaftspolitik immer stärker an den gemein- 
samen mittelfristigen Zielsetzungen auszurich- 
ten, könnten folgende Maßnahmen vorgesehen 
werden: 

1.1. Empfehlungen des Rates über die gesamtwirt- 
schaftliche Orientierung der nationalen Haus- 
halte. 

1.2. Vermehrte und weitergehende konjunkturpoli- 
tische Entscheidungen des Rates nach Arti- 
kel 103 EWG-Vertrag. 


1.3. Einführung von Konsultationen über die mit- 
telfristigen Finanzpläne der EWG-Staaten. 

2. Auf währungspolitischem Gebiet sollte vorge- 
sehen werden: 

2.1. Intensivierung der gegenseitigen Abstimmung 
im Ausschuß der Notenbankgouverneure und 
im Währungsausschuß mit dem Ziel der Ab- 
stimmung der nationalen Zins- und Kredit- 
politik. 

2.2. Inkraftsetzung des mittelfristigen Beistands- 
systems bei Zahlungsbilanzungleichgewichten. 

Für diese beiden ersten Stufen könnte ein Zeit- 
raum bis etwa 1974/1975 ins Auge gefaßt werden. 
In dieser Zeit muß sich die Bereitschaft bewähren, 
für die gesetzten Ziele wirklich Anstrengungen zu 
machen. Am Ende dieser Zeit sollte die Harmoni- 
sierung und Koordinierung der Wirtschaftspolitik 
soweit fortgeschritten sein, daß fundamentale Un- 
gleichgewichte zwischen den Mitgliedstaaten aller 
Voraussicht nach nicht mehr entstehen. 

Auf der Basis der in Stufen 1 und 2 erreichten Fort- 
schritte bei der Harmonisierung der Wirtschafts- 
und Währungspolitik sollte in Stufen 3 und 4 der 
schrittweise Übergang zur vollen Wirtschafts- und 
Währungsunion erfolgen. Dies wird politische Ent- 
scheidungen von großem Gewicht zur Vorausset- 
zung haben. Soweit es zur Verwirklichung der fol- 
genden Stufen notwendig ist, müssen entsprechende 
Vertragsänderungen eingeleitet werden. Im folgen- 
den werden einige Hinweise für diese Phase an- 
gegeben. Ihre weitere Ergänzung und Konkretisie- 
rung sollte auch vom Verlauf des Integrationspro- 
zesses während der nächsten Jahre abhängen. 


Stufe 3 

Überleitung zur Wirtschafts- und Währungsunion 

1. Die wirtschafts- und finanzpolitische Zusam- 
menarbeit sollte intensiviert und durch den 
Einbau von kommunitären Elementen ergänzt 
werden. In Frage käme insbesondere: 

1.1. Die mittelfristige Zielabstimmung sollte auf- 
grund der dann vorliegenden Erfahrungen er- 
gänzt und vertieft werden, um eine weitere 
Annäherung der nationalen Prioritäten zu er- 
reichen. 

1.2. Auf strukturpolitischem Gebiet sollte gleichzei- 
tig mit angemessenen Maßnahmen dazu bei- 

, getragen werden, die Wirtschaftsstruktur in 
der Gemeinschaft zu verbessern und damit ihre 
Leistungsfähigkeit zu steigern. 

1.3. Zur Verwirklichung der ökonomischen Zielset- 
zungen in der Gemeinschaft sollten die noch 
fehlenden Kompetenzen für die Gemeinschaft 
begründet werden. Gleichzeitig könnte zu 
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Mehrheitsentscheidungen in wichtigen Berei- ! 
chen der Wirtschafts-, Finanz- und Währungs- 
politik übergegangen werden (z. B. bei den 
Leitlinien für die mittelfristigen Finanzpläne ; 
und für die konjunkturwichtigen Größen der 
nationalen Haushalte). | 

2. Auf währungspolitischem Gebiet könnte verein- 
bart werden: 

2.1. Schrittweiser Übergang zu einer Art von 
Federal-Reserve-System. 

2.2. Verringerung der Schwankungsbreite zwischen 
den Währungen der Länder der Gemeinschaft 
mit dem Ziel ihrer Beseitigung. 

2.3. Währungsparitäten dürfen nur noch mit Zu- 
stimmung (eventuell mit qualifizierter Mehr- 
heit) der Partner der Gemeinschaft geändert 
werden. 

2.4. Ausbau des mittelfristigen Beistandsmechanis- 
mus bei Zahlungsbilanzschwierigkeiten zu 
einem Reservefonds für die Gemeinschaft. Auf 
diesen Reservefonds sollte schrittweise ein 4. 
Teil der Währungsreserven übertragen werden. 


Stufe 4 

Vollendung der Wirtschafts- und Währungsunion 

In dieser Stufe könnte die Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion vollendet werden, verbunden mit einem 
entsprechenden Ausbau der kommunitären Instan- 
zen. Hierbei sollte der Grundsatz der Subsidiarität 
gelten. 

1. Übertragung aller notwendigen Befugnisse auf 
konjunktur-, finanz- und währungspolitischem 
Gebiet auf Gemeinschaftsorgane. 

2. Ausbau des Ausschusses der Notenbankgou- 
verneure zu einem europäischen Zentralbankrat, 
der mehrheitlich entscheidet. 

3. Einführung absolut fester und garantierter 
Wechselkurse zwischen den Partnerstaaten der 
Gemeinschaft. 

Einführung einer europäischen Währungsein- 
heit. 
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